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Vorbemerkung. 


Das  Wort  „Kapitulation"  hat  eine  verschiedene  Auffassung  er- 
fahren. Es  ist  strittig,  ob  das  Wort  „Kapitulation"  vielleicht  einfach 
„Kapitel"  bedeutet,  weil  der  Text  in  Kapitel  oder  Capita  geteilt  ist 
(griechisch:  ^AecfaXaltüaig)^  oder  ob  das  Wort  eine  französische 
Übersetzung  des  arabischen  Wortes  „soulh"  ist,  das  „Friede,  Waffen- 
stillstand" besagt.  Noch  andere  behaupten,  es  entstamme  der 
diplomatischen  Sprache  der  früheren  Zeit,  dem  Italienischen,  und 
komme  von  dem  Worte  „Capitolatione",  das  im  Deutschen  soviel 
wie  „Vereinbarung"  oder  „Einverständnis"  heißt. 

Je  nachdem  es  auf  den  Krieg  oder  Frieden  bezogen  wird,  ist 
es  nun  verschiedentlich  angewendet  worden. 

Unter  Kriegführenden  bezeichnet  man  mit  „Kapitulation"  die 
Möglichkeit,  die  Feindseligkeiten  zu  unterbrechen,  durch  die  Uber- 
gabe von  Festungen,  festen  Plätzen,  von  Armee-  oder  Truppen- 
abteilungen und  von  Schiffen:  ein  Abschluß,  bei  dem  die  selb- 
ständige rechtliche  Gewalt  des  militärischen  Kommandanten  in 
seiner  Kompetenz  beschränkt  ist  auf  rein  militärische  Verein- 
barungen.^) 

Im  friedlichen  Sinne  dagegen  (und  das  ist  der  Sinn,  der  dem 
Worte  in  unseren  Betrachtungen  zugrunde  gelegt  werden  soll) 
bezeichnet  „Kapitulation"  die  Gesamtheit  der  Vertrags-  und  gewohn- 
heitsrechtlichen Grundsätze,  die  die  Rechtsverhältnisse  der  Fremden 
zu  gewissen  Staatsgebieten  regeln,^)  oder  wie  Bosset*)  es,  ab- 

^)  V.  Ulimann,  v.  Martens,  Völkerrecht. 

Blätter  für  vergleichende  Rechtswissenschaften  No.  9,  März  1910. 
*)  Bosset,  La  juridiction  consulaire,  Lausanne  1908. 
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gegrenzt  auf  die  KapitulatioDen  des  Orients,  ausdrückt:  „Die  Ge- 
samtheit der  Akte,  die  den  Untertanen  der  christlichen  Nationen, 
die  ständig  oder  vorübergehend  in  den  außerchristlichen  musel- 
manischen Staaten  wohnen,  das  Recht  zuspricht,  in  weitem  Maße 
den  Lokalautoritäten  entzogen  zu  sein  und  ihre  nationalen  Eigen- 
tümlichkeiten aufs  Papier  schreiben  zu  können,  unterstützt  durch 
irgendwelche  diplomatische  Vertreter  ihrer  Länder". 

Vereinzelt  findet  man  auch  die  Auffassung  vertreten,  „Kapi- 
tulationen" stehe  im  Zusammenhange  mit  den  Kapitularien  des 
Karolingischen  Reichsrechtes,  die  nun  in  drei  Arten  unterschieden 
werden  können.*)  Die  „Capitularia  legibus  addenda",  ursprüng- 
lich gemeint  als  Anhang  aller  oder  einzelner  Völkerrechte,  waren 
zu  solchen  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Volkes  geworden.  Die 
Könige  hatten  sie  dem  Volke  in  der  Absicht  vorgelegt,  ihnen 
dadurch  eine  längere  Dauer  zu  sichern.  Ihre  Geltung  wurde  nun- 
mehr unabhängig  von  dem  Leben  des  Königs;  denn  durch  ihre 
Einverleibung  wurde  ihre  innere  staatsrechtliche  Gültigkeit  für 
alle  Zeiten  statuiert  und  ihr  Bestehen  nur  noch  von  dem  des 
Staates  abhängig  gemacht.  —  Die  zweite  Gattung  der  Kapitularien 
waren  die  „capitularia  missorum",  einseitig  vom  König  erlassene 
Ausführungsverordnungen  ohne  dauernde  Rechtsfestsetzung,  für  die 
Führung  und  Beaufsichtigung  der  Verwaltung  durch  die  missi.  — 
Alles  übrige  Reichsrecht  kann  man  unter  den  Begriff  „capitularia 
per  se  scribenda"  zusammenfassen,  die  weder  mit  der  Absicht 
der  Dauer  erlassen  waren,  noch  eine  vorübergehende  Verwaltungs- 
anordnung darstellten,  sondern  als  wandelbares  Königs  —  im 
Gegensatz  zu  Volksrecht  aufgefaßt  wurden. 

Für  den  hier  in  Frage  kommenden  Begriff  scheint  diese  Aus- 
legung jedoch  nicht  ganz  zuzutreffen,  da  es  sich  bei  den  Kapitu- 
larien, im  Gegensatz  zu  den  Kapitulationen,  lediglich  um  Akte 
handelt,  die  in  das  Innere  der  Staatsmaschine  eingreifen.  Sie 


1)  Boretius,  Beiträge  zu  Kapitularienkritik,  Leipzig  1874.  Sohra, 
Die  fränkische  Reichs-  und  Gerichtsverfassung,  Leipzig  19n. 
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ordnen  Interna,  ohne  Bezug  zu  nehmen  auf  irgendwelche  inter- 
nationale Beziehungen. 

Auch  die  Ableitung  von  der  auf  kriegerische  Verhältnisse 
sich  beziehenden  Bedeutung  des  Wortes  „Kapitulation"  ist  für 
unsere  Betrachtung  nicht  angebracht.  Eine  Art  Militärkonvention 
entspringt  dem  Kriege  und  dem  Rechte  der  bewaffneten  Macht. 
Nur  durch  die  Lupe  mohammedanischer  Anschauung  gesehen,  trifft 
dieses  für  die  Kapitulationen  ungefähr  zu.  Im  allgemeinen  steht 
jedoch  eine  solche  Auffassung  im  Widerspruch  mit  der  von  uns 
vertretenen  Anschauung,  die  die  Entstehungsgründe  der  Kapitu- 
lationen gerade  auf  friedliche  Übereinkunft,  hervorgerufen  durch 
den  freundschaftlichen  Verkehr  der  Staaten,  zurückführt. 


1* 


Die  Geschichte  der  Kapitulationen. 

Ein  kurzer  Überblick  soll  uns  die  Geschichte  der  Kapitulationen 
vor  Augen  führen. 

In  den  ersten  Zeiten  scheint  die  Gleichheit  des  religiösen 
Kultus  ein  unbedingtes  Erfordernis  für  die  internationale  Freund- 
schaft zu  sein.  Der  Barbar  stand  außerhalb  der  Gesetze  der 
Religion,  und  nach  der  heiligen  Sitte  der  Gastfreundschaft  wurde 
nur  dem  Fremden  Aufnahme  gewährt,  der  dieselben  Götter  ver- 
ehrte. Erst  allmählich  machte  sich  eine  gewisse  Toleranz  auch 
Andersgläubigen  gegenüber  geltend.  So  entstand  eine  Art  inter- 
nationaler Höflichkeit,  der  es  zuzuschreiben  war,  daß  Kaufleuten 
gestattet  wurde,  in  fremden  Gebieten  vorübergehend  Niederlassungen 
zu  gründen.  —  Als  erste  Kunde  von  einer  Art  Kapitulation  können 
aus  dem  zwölften  Jahrhundert  v.  Chr.  die  Privilegien  angesehen 
Vierden,  die  den  Kaufleuten  von  Tarsos,  d'e  der  ägyptischen  Religion 
nicht  teilhaftig  waren,  gegeben  worden  sein  sollen.^)  Es  wurde 
ihnen  nämlich  gestattet,  sich  in  drei  Städten  am  Nil  niederzulassen, 
mit  der  Erlaubnis,  unter  ihren  eigenen  Gesetzen  zu  leben  und  ihren 
religiösen  Kultus  zu  pflegen. 

Zwei  Jahrhunderte  später,  erzählt  uns  die  Sage,  sei  Iphigenie, 
die  Tochter  des  Agamemnon,  von  der  Göttin  Artemis  an  das  Ge- 
stade des  Schwarzen  Meeres  verschlagen  worden,  um  dort  die 
Priesterin  eines  griechischen  Tempels  zu  werden,  wo  ihre  Lands- 
leute, die  der  Handel  nach  der  Krim  führte,  den  Segen  ihrer  Götter 
nach  heimischen  Riten  erflehen  konnten.  —  Seit  dieser  noch  fast 
vorgeschichtlichen  Zeit  waren  es  die  Griechen,  die  zu  Beherrschern 

1)  Sir  Twiss,  Le  Droit  des  gens,  Paris  1887,  S.  414. 
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des  Handels  im  Schwarzen  Meere  wurden,  und  die  schon  nach 
Möglichkeit  die  Sicherheit  ihres  Handels  durch  Konzessionen  zu 
erlangen  suchten.  Auch  in  Ägypten  faßten  sie,  unterstützt  durch 
eine  Allianz  mit  dem  König  Araasis,  auf  dem  Gebiete  des  Handels 
immer  festeren  Fuß.  Sie  erhielten  von  ihm  die  Ermächtigung, 
Niederlassungen  zu  gründen  (Naukratis),  durften  nach  ihren  Gesetzen 
auch  ihren  religiösen  Kult  betreiben  und  zeigten  tatsächlich  im 
Laufe  der  folgenden  Jahrhunderte  die  Kraft,  sich  trotz  aller  Um- 
stürze und  Umtriebe,  die  den  durch  die  Perser  verschlungenen 
ägyptischen  Staat  in  seinen  Grundfesten  erschütterten,  auf  dieser 
Scholle  durchzuhalten.  Die  Daseinsberechtigung  ihrer  Nieder- 
lassung wurde  erst  zur  Zeit  Alexanders  des  Großen  durch  die 
Konkurrenz  größerer  Handelsstädte  von  selbst  hinfällig. 

Lange  Jahrhunderte  vergingen  nach  dem  Tode  Alexanders 
des  Großen,  bevor  sich  wieder  die  Gelegenheit  bot,  fremden  Kauf- 
leuten das  Privileg  zu  gewähren,  eine  Handelsniederlassung  zu 
gründen  unter  Leitung  von  Beamten  ihrer  eigenen  Nationalität. 

Die  römische  Gemeinde  hatte  noch  bis  etwa  250  v.  Chr.  mit 
anderen  Staaten  Handelsverträge  geschlossen,  durch  die  den  An- 
gehörigen der  als  Handeltreibende  auf  dem  Markte  zu  Rom  zu- 
gelassenen Staaten  weitgehende  Privilegien,  bestehend  in  Rechts- 
schutz und  Rechtsfähigkeit,  zugesagt  wurden.^)  Damit  erhielten 
die  vertragsmäßig  befreundeten  Fremden  Zutritt  zum  ins  civile.  — 
Seit  dem  dritten  Jahrhundert  v.  Chr.,  seit  der  Entwicklung  zur 
römischen  Großmachtstellung,  der  Unterwerfung  fremder  Staaten, 
der  Einverleibung  ihrer  Angehörigen  ohne  Vertrag,  ohne  Gleich- 
stellung mit  den  römischen  Bürgern,  wurde  jedoch  jeder  Fremde 
vom  ius  civile  ausgeschlossen.^)  —  Seither  bestand  im  Römischen 
Reiche  ein  wesentlicher  Unterschied  zwischen  der  Rechtsstellung 
der  Bürger  und  der  Fremden.  Das  römische  Recht  war  ius  civile 
und  galt  nur  für  den  römischen  Bürger.    Der  Fremde  war  im 


1)  Vgl.  die  Handelsverträge  mit  Karthago. 

')  Sohm,  Institutionen  des  römischen  Rechtes,  Leipzig  1908,  S.  195. 
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alten  Recht  grundsätzlich  rechtlos.  Kam  es  zu  Rechtsgeschäften 
zwischen  Fremden  und  Bürgern,  so  konnten  diese  nur  formloser 
Natur  sein,  die  der  Rechtskraft  entbehrten,  da  ja  Rechts-  und 
Verkehrsfähigkeit  nach  dem  ins  civile  nur  dem  römischen  Bürger  zu- 
stand. —  In  Rom  lebte  der  Fremde  nach  dem  Zivilrecht  des  Ge- 
meinwesens, dem  er  angehörte.  Er  konnte  danach  beispielsweise 
im  Testamente  eines  Römers  ebenso  w^enig  bedacht  werden,  wie 
der  Römer  in  dem  eines  Fremden.  Eine  strenge  Scheidung  der 
Rechtskreise  der  verschiedenen  Staaten  und  Gemeinden  hatte  statt- 
gefunden. Das  Wachsen  des  Verkehrs  im  Römischen  Reiche  er- 
forderte aber  bald,  daß  die  Rechtsgeschäfte  der  Fremden  unter 
sich  oder  mit  römischen  Bürgern  auf  eine  gesichertere  Grundlage 
gestellt  wurden,  daß  die  Stellung  der  Fremden  gebessert  wurde. 
Schon  um  242  vor  Christo  wurde  daher  insofern  den  Fremden 
eine  Konzession  gewährt,  indem  ein  Fremdenrichter,  praetor  per- 
egrinus,  eingesetzt  wurde.  Von  dieser  Institution  ausgehend,  bildete 
sich  allmählich  durch  die  Berührung  mit  dem  Weltverkehr  ein 
neues  Recht,  das  ins  gentium.  In  ihm  spiegelte  sich  das  ins  civile 
wider,  seiner  Förmlichkeit  entkleidet.  Formfreie  Rechtsgeschäfte 
begannen  Anerkennung  zu  finden,  und  der  Wille  trat  gegenüber 
dem  äußerlich  Formalen  bei  Abschluß  von  Rechtsgeschäften  in  den 
Vordergrund.  Aus  örtlichem  Sonderrecht  und  Stadtrecht  begann 
sich  das  römische  Recht  in  ein  gemeines  Weltrecht  zu  verwandeln.^) 
Das  ius  gentium  war  und  blieb  dabei  ein  Teil  des  römischen 
Rechtes.  Die  praktische  Bedeutung  bestand  darin,  daß  alle 
Fremden  das  Privileg  genossen,  in  Rom  nun  dem  römischen  Rechte, 
diesem  ius  gentium,  unterstellt  zu  sein,  nach  welchem  alle  Streitig- 
keiten abgeurteilt  wurden,  die  sie  untereinander  oder  mit  den 
römischen  Bürgern  hatten.  —  Im  Jahre  212  waren  dann  u.  a.  die 
stete  Vergrößerung  des  römischen  Imperiums  die  Veranlassung, 
daß  Caracalla  durch  die  lex  Antoniniana  die  Beseitigung  der  Gegen- 
sätze von  ius  civile  und  ius  gentium  versuchte.    Jedoch  erst  die 


^)  Kipp,  Geschichte  der  Quellen  des  römischen  Rechtes,  Leipzig  1911. 


Reformen  Justinians  brachten  diese  Ideen  zum  Abschluß  und  führten 
zu  einer  fast  völligen  Verschmelzung  der  verschiedenen  rechtlichen 
Stellung  der  Fremden  und  Bürger  im  Römischen  Reiche. 

Auf  das  Ende  des  8.  und  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  sind 
die  ersten  Beziehungen  der  Franken  unter  Karl  dem  Großen  zu 
dem  Kalifen  Harun  al  Raschid  zurückzuführen. 

Dank  seinen  guten  Beziehungen  zu  den  orientalischen  Herr- 
schern, hatte  der  Kaiser  aus  dem  Hause  der  Karolinger  vermocht, 
für  seine  Untertanen  im  Orient  alle  Handelserleichterungen  zu 
erhalten.  Seit  seiner  Regierung  datiert  auch  der  Ausgangspunkt 
der  für  die  Fremden  so  segensreichen,  bis  vor  kurzem  noch  aus- 
geübten Gerichtsbarkeit  der  europäischen  Konsuln  in  der  Levante, 
deren  Einführung  auf  seine  Initiative  zurückgeführt  wird.  (Dies 
gilt  hauptsächlich  für  Syrien  und  das  Gelobte  Land;  für  Ägypten 
dl,gegen  können  die  italienischen  Kaufleute  von  Amalfi  als  erste 
angesehen  werden,  die  von  den  Kalifen  am  Ausgang  des  9.  Jahr- 
hunderts die  ersten  derartigen  Konzessionen  erhielten,  um  unter 
dem  Protektorat  eines  Konsuls  ihrer  Nationalität  den  Handel  in 
Alexandrien  betreiben  zu  können.^))  Durch  die  Mißbräuche,  die 
sich  die  Beamten  der  Kalifen  zuschulden  kommen  ließen,  wurde 
jedoch  die  stete  Erweiterung  der  den  Fremden  gegebenen  Privilegien 
nötig.  Man  gestattete  daher  auch  bald,  für  die  Fremden  National- 
agenten anzustellen,  die  von  den  Souveränen  geschickt  und  von 
den  Kalifen  anerkannt  wurden,  und  die  berufen  waren,  um  die 
Franken  zu  beschützen,  zu  bewachen,  zu  richten,  zu  bestrafen  usw. 

Am  Ausgang  der  Kreuzzüge  waren  es  die  Marseiller  Kauf- 
leute, die  den  ausgedehntesten  Schutz  und  Rechtsprivilegien  für 
ihre  Niederlassungen  erhielten.  Eine  solche  Gewährung  entsprach 
auch  vollkommen  den  Anschauungen  der  Zeit,  wie  sie  bis  hoch 
in  das  Mittelalter  die  allgemeinen  waren.  Das  Prinzip  der  Per- 
sonalität stand  damals  in  höchster  Blüte.  Jeder  Fremde  wurde 
nach  seinen  Gesetzen  und  Gewohnheiten  beurteilt.    Für  Lom- 


1)  Sir  Twiss,  S.  416,  und  Clunet,  Journal,  S.  127. 


barden,  FraükeD,  Burgunder,  Westgoten  galt  das  Gesetz  ihrer 
Heimat,  das  bei  der  Rechtsprechung  in  den  verschieden  besetzten 
Gerichtshöfen  zur  Anwendung  kam.  Daß  in  den  fernen  Handels- 
kommunen die  europäischen  Rechtsprinzipien  auch  Anwendung 
finden  mußten,  war  daher  nur  eine  natürliche  Folge,  und  wir  sehen 
immer  wieder,  wie  die  Kaufleute  auf  außereuropäischem  Boden 
darauf  bedacht  waren,  sich  vorab  gegenüber  den  Einwohnern  des 
fremden  Staates  eine  besondere  Stellung  zu  schaffen  durch  das 
Erstreben  eigener  Gerichtsbarkeit,  durch  das  Erlangen  des  Schutzes 
der  Person,  des  Eigentums,  des  Handels  und  anderes  mehr. 

Außerhalb  der  direkten  Konzessionen  der  Kaufleute  und  Städte 
hatten  sich  in  erster  Linie  die  französischen  Könige  schon  früh 
bemüht,  für  ihre  Untertanen  alle  möglichen  Sicherheiten  für  Person 
und  Habe  in  ihren  Verhandlungen  mit  den  muselmanischen  FürstA 
zu  erlangen.  —  In  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  finden  wir 
bereits  französische  Konsuln  in  Alexandrien  und  Tripolis,  und  im 
Jahre  1270  soll  Philipp  der  Kühne  zugunsten  des  französischen 
Handels  in  Afrika  einen  Vertrag  abgeschlossen  haben.  Im  Jahre 
1453  waren  es  die  Genuesen,  die  von  Mohammed  IL,  und  1454  die 
Venezianer,  die  die  Anerkennung  und  Erneuerung  ihrer  bisher 
schon  bestehenden  Privilegien  erhielten.  Diese  beiden  schon  so 
frühzeitig  Handel  treibenden  italienischen  Städte  werden  im  all- 
gemeinen in  der  Literatur  als  die  ersten  bezeichnet,  die  Kapitu- 
lationen im  Orient  für  ihre  Mitbürger  erhalten  haben. 

Jedoch  erst  das  16.  Jahrhundert  brachte  die  wahre  Blüte  der 
Beziehungen  zwischen  dem  Orient  und  den  Westmächten. ^)  1535 
war  es  Franz  L,  der  in  seinen  Kapitulationen  mit  Soliman  II.  den 
Grundstein  für  sämtliche  folgenden  Kapitulationen  legte,  die  später 
Frankreich  gewährt  worden  sind.  Es  ist  gar  kein  Zweifel,  daß 
sich  die  französische  Regierung,  indem  sie  sich  in  weitsichtigster 
Weise  um  das  Wohl  und  Wehe  ihrer  Untertanen  bemühte,  durch 


Hammer,  Die  Geschichte  des  Osmanischen  Reiches,  Pest  1827. 
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die  ständigen  Versuche,  Kapitulationen  von  den  orientalischen  Herr- 
schern zu  erlangen,  um  die  Allgemeinheit  in  weitgehendstem  Maße 
verdient  gemacht  hat.  Sie  hat  damit  als  erste  der  Großmächte 
die  anderen  Nationen  angespornt,  den  Versuch  zu  machen,  ähnliche 
Privilegien  für  ihre  eigenen  Untertanen  im  Orient  zu  erwerben, 
um  damit  deren  Stellung  immer  weiter  zu  verbessern.  Es  ist 
doppelt  anzuerkennen,  wie  es  der  französischen  Regierung  unter 
der  bald  auftauchenden  Konkurrenz  der  Großmächte  noch  bis  auf 
unsere  Tage  gelungen  war,  sich  eine  Uberragende  Stellung  an 
Einfluß  und  Ansehen  seit  den  ersten  Zeiten  ihres  Auftretens  im 
Orient  zu  bewahren,  so  daß  man  noch  heute  mit  Recht  sagen 
kann,  daß, der  moderne  Orient  ganz  im  Fahrwasser  französischer 
Bildungsideale,  französischer  Kapitalkraft  segle.  ^)  Die  Behauptung 
jedoch  aufzustellen,  daß  Frankreich  seinerzeit  nur  aus  Interesse 
an  der  Zivilisation  gebandelt  habe,  bei  Abschluß  dieser  Kapitu- 
lationen und  bei  der  Befestigung  seines  Protektorates  über  die 
Angehörigen  der  Nationen,  die  keinen  Vertrag  mit  der  Pforte 
hatten,  geht  denn  doch  wohl  zu  weit.  Es  wären  nicht  zum 
mindesten  politische  Gründe,  bzw.  die  ständige  Rivalität  mit  dem 
österreichischen  Hause,  die  in  dem  Anschluß  der  französischen 
Könige  an  die  Türkei  von  nicht  untergeordneter  Bedeutung  ge- 
wesen sind,  abgesehen  von  den  beträchtlichen  materiellen  und 
ideellen  Vorteilen,  die  das  Ansehen  und  der  Ruhm  der  französischen 
Flagge  im  Orient  durch  Erschließung  neuer  Quellen  und  durch  eine  so 
bevorzugte  Stellung  gewinnen  mußte.  —  Nach  Beziehungen  zwischen 
der  Pforte  und  Venedig,  der  Pforte  und  Polen,  ist  es  die  neue  Kapi- 
tulation von  1569  mit  Frankreich,  welche  sachlich  das  Protektorat 
Frankreichs  neben  anderen  Nationen,  die  keine  Kapitulationen  oder 
keine  ständige  Vertretung  im  Orient  haben,  ausdrücklich  anerkennt, 
ohne  jedoch  schon  das  Wort  „Protektorat"  zu  gebrauchen.^) 

Die  Leichtigkeit,  mit  der  die  Konzessionen  den  Fremden  im 
Orient  gewährt  zu  werden  schienen,  ermutigte  auch  die  anderen 

Becker,  Die  Türkei  1915,  S.  286. 
^)  Bosset,  De  la  juridiction  consulaire,  Lausanne  1908. 
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Staaten,  ihren  Vertretern  und  Angehörigen  ähnliche  Vorteile  zu 
verschaffen  und  sich  dabei  von  der  Abhängigkeit  von  Frankreich 
zu  befreien.  So  vollzog  sich  allmählich  im  Orient  eine  Absonderung 
der  fremden  Staaten  von  Frankreich,  sehr  gegen  dessen  Willen. 
Es  begann  Ende  des  16.  Jahrhunderts  eine  starke  Rivalität 
zwischen  England  und  Frankreich,  das  bisher  unbestritten  und 
leicht  die  erste  Rolle  im  Morgenlande  gespielt  hatte.  Trotz  aller 
französischer  Intrigen^)  gelang  es  England  doch,  im  Jahre  1583 
seine  erste  Kapitulation  zu  erhalten,  die  ihm  dieselben  Rechte 
sicherte,  wie  sie  bisher  den  Franzosen,  Venezianern  und  einigen 
wenigen  befreundeten  Herrschern  für  ihre  Untertanen  in  den 
türkischen  Ländern  zustanden.  Es  folgten  weitere .  zahlreiche 
Abschlüsse,  die  inhaltlich  alle  demselben  Zwecke  dienten,  nämlich 
der  Sicherstellung  der  Interessen  der  christlichen  Handelsnieder- 
lassungen gegenüber  der  mohammedanischen  Staatsgewalt,  wobei 
es  sich  vornehmlich  handelte  „um  die  Erhaltung  eigener  Rechts- 
pflege nach  dem  nationalen  Recht  der  Handeltreibenden  durch 
eigene  Organe,  um  die  Ausübung  der  Polizeigewalt  und  die  Ver- 
tretung und  den  Schutz  der  Landsleute". ^) 

Das  ausschließliche  Schutzrecht  der  Franzosen  wurde  ihnen 
zwar  in  einer  Kapitulation  von  1597  bestätigt,  wobei  aber 
Venezianer  und  Engländer,  infolge  der  oben  angeführten 
Kapitulation,  schon  vor  dem  Unterstellen  unter  das  französische 
Protektorat  befreit  waren.  —  Es  folgten  Kapitulationen  mit  den 
Niederlanden,  die  bisher,  wie  die  meisten  anderen  Staaten, 
unter  französischer  Flagge  gesegelt  waren.  Die  erste  erfolgte 
1612;  sie  wurde  später,  ebenso  wie  die  mit  den  übrigen  Ländern  und 
Staaten,  z.  B.  Venedig,  Toskana,  Genua,  immer  wieder  erneuert. 
Auch  den  ersten  englischen  und  französischen  Kapitulationen 
folgten  gleichfalls  stete  Erneuerungen.    Bis  zum  Jahre  1740^) 

^)  D61igeorges,  S.  63. 

2)  V.  Ullmann,  Völkerrecht,  S.  198. 

^)  Vgl.  den  deutschen  Text  der  Kapitulationen  im  Österreich.  Wirt- 
schaftspolit.  Archiv,  S.  355. 
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hatte  es  die  französische  Regierung  für  notwendig  erachtet,  allein 
elf  Erneuerungen  ihrer  Kapitulationen  vorzunehmen.  Erst  der 
des  Jahres  1740  war  aber  besondere  Bedeutung  beizumessen, 
sowohl  wegen  ihrer  Ausführlichkeit,  wie  wegen  der  ausdrück- 
lichen Bestimmung  der  Gültigkeit,  solange  die  freundschaftlichen 
Beziehungen  zwischen  den  Monarchen  der  Länder  beständen.^)  Sie 
war  auf  Ewigkeit  gedacht  und  nicht  mehr,  wie  bisher,  auf  kurze,  be- 
stimmte Zeit  oder  begrenzt  auf  die  Lebensdauer  der  jeweiligen 
Monarchen.  Man  ist  daher  geneigt,  seit  dieser  Kapitulation  von  einer 
definitiven  Einführung  des  Institutes  der  Kapitulation  zu  sprechen, 
das  bis  vor  kurzem  auch  seine  Gültigkeit  bewahrt  hat. 

Mit  fast  allen  anderen  europäischen  Staaten,  wie  Spanien, 
Portugal,  Italien,  Belgien,  Dänemark  usw.,  hat  in  späteren  Jahren 
die  Pforte  sich  gleichfalls  bereit  finden  lassen,  Kapitulationen 
abzuschließen. 

Die  erste  Kapitulation  mit  Rußland  will  v.  Hammer  schon 
auf  das  Jahr  1492  zurückgeführt  wissen.  Erneuert  wurde  sie 
1515  und  1570  zwischen  Selim  und  Iwan  dem  Grausamen, 
immer  in  der  Absicht,  die  Kaufleute  des  Schwarzen  Meeres  zu 
schützen  und  ihre  Stellung  zu  sichern.  Von  allgemeinerer 
europäischer  Bedeutung  jedoch  war  ein  Handelstraktat  des 
Jahres  1783,  weil  dieser  sogar  noch  neue  Bestimmungen  enthielt, 
die  in  den  Kapitulationen  mit  anderen  Ländern  bisher  nicht  ent- 
halten waren.  Diese  Vergünstigungen  wurden  aber  alsbald  den 
anderen  Nationen  von  selbst  zuteil,  vermöge  des  Prinzips  der 
Meistbegünstigung,  das  seither  in  jeder  Vereinbarung  ausdrücklich 
statuiert  wurde. 

Das  erste  Privileg,  das  Osterreich  erteilt  wurde,  rührt 
aus  dem  Jahre  1617  her,  dem  1718  der  wichtige  und  für  die 
österreichischen  Beziehungen  zur  Pforte  als  Grundlage  dienende 
Handelsvertrag  von  Passarowitz  folgte.  In  der  Geschichte  des  Os- 
manischen  Reiches  wird  dieser  Zeitpunkt  übrigens  als  Wendepunkt 


^)  Vgl.  ebenda,  Artikel  85. 
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bezeichnet,  da  mit  dem  Frieden  von  Passarowitz  der  Nimbus  des 
unbesieglichen  Türkischen  Reiches  erschüttert  wurde. ^)  Die  Privi- 
legien der  kaiserlichen  Untertanen  fanden  ihre  Erneuerung  in  Ab- 
schlüssen von  1739,  1784  sowie  1791  und  wurden  1862  bestätigt. 

Die  erste  Kapitulation  mit  Schweden  erfolgte  1737  zwischen 
Friedrich  I.  und  Sultan  Mohammed  und  wurde  gleichfalls  im  Jahre  1862 
bestätigt. 

Nach  heißen  Bemühungen  gelang  es  Friedrich  dem  Großen, 
die  Pforte  unter  Sultan  Mustafa  zu  bewegen,  nach  dem  Vorbilde 
der  mit  Frankreich  geschlossenen  Kapitulation  von  1740,  mit 
Preußen  am  22.  März  1761  einen  Freundschafts-  und  Handels- 
vertrag abzuschließen  (vgl.  Die  preußisch-türkische  Bündnispolitik 
Friedrichs  des  Großen  von  C.  A.  Bratter).  Dieser  wenig  umfang- 
reiche Vertrag  enthält  zwar  nur  einige  dürftige  Bestimmungen, 
jedoch  durch  die  MeistbegünstigungsklauseP)  genießt  Preußen 
sämtliche  Privilegien  und  Vorrechte,  die  durch  besondere  Verträge 
den  Angehörigen  der  anderen  Staaten  verliehen  sind.  Da  die 
Klausel  in  sämtlichen  Vereinbarungen  wiederkehrt,  so  hat  sich 
für  die  Angehörigen  der  Kapitulationsmächte  ein  ziemlich  gleich- 
mäßiges Recht  herausgebildet.  —  Bestätigt  wurde  obige  Ab- 
machung durch  die  Handelskonvention  der  Türkei  mit  Preußen 
und  einigen  anderen  Staaten  vom  22.  Oktober  1840.  Dieser 
folgte  ein  vom  30.  März  1862  datierter  Handelsvertrag  zwischen 
der  Türkei  und  Preußen,  sowie  den  übrigen  Staaten  des  Deutschen 
Zoll-  und  Handelsvereins.  Mit  wenigen  Erweiterungen  sind  dessen 
Bestimmungen  auf  das  Deutsche  Reich  übergegangen,  die  auch 
dann  in  dem  Freundschafts-,  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  vom 
26.  August  1890  zum  Ausdruck  gelangt  sind.^) 


^)  Bluntschli,  Staats  Wörterbuch,  Bd.  3. 
2)  Vgl.  Artikel  4  dieses  Vertrages. 

^)  Sämtliche  Verträge  abgedruckt  im  Österreich.  Wirtschaftspolit.  Archiv. 


Die  Entstehungsgründe 


Die  Kapitulationen  begegnen  uns  in  christlichen  wie  in  is- 
lamischen Ländern.  Indes  ist  der  Entstehungsgrund  wie  der  Ent- 
wicklungsgang hier  und  dort  verschieden.  Während  in  den  christ- 
lichen Staaten  die  Einheimischen  und  die  Fremden  schon  durch 
das  Band  des  Christentums  verbunden  waren,  war  diese  Einheit 
zwischen  Eingeborenen  und  Ausländern  in  den  islamischen  Ländern 
nicht  gegeben.  Daraus  erklärt  sich,  daß  —  neben  den  ökonomi- 
schen —  im  Islam  insbesonders  Fragen  religiöser  Natur  den  Ent- 
stehungsgrund für  die  Kapitulationen  abgegeben  haben.  Es  er- 
klärt sich  auch,  daß  in  den  christlichen  Ländern  die  Glaubens- 
gemeinschaft der  Einheimischen  und  Fremden  mit  ein  Grund  zum 
Schwinden  der  Kapitulationen  war,  während  in  islamischen  Ländern 
das  Gebiet  der  Kapitulationen  durch  den  religiösen  Gegensatz  in 
seiner  Anwendung  eine  Erweiterung  erfahren  mußte. 

Da  im  Abendland  überdies  mit  der  fortschreitenden  Zivili- 
sation die  Rechtspflege  eine  geordnetere  wurde,  war  noch  ein 
weiterer  Grund  für  die  Abnahme  der  Kapitulationen  gegeben.  Sie 
erhielten  daher,  da  die  Voraussetzungen  für  ihre  Berechtigung 
allmählich  überhaupt  verschwanden,  nur  noch  untergeordnete,  man 
kann  vielleicht  sagen,  historische  Bedeutung.^) 

Daß  in  den  islamischen  Ländern  die  Kapitulationen  eine  viel 
tiefere  Wurzel  gefaßt  und  sich  immer  mehr  zu  üppiger  Blüte  ent- 
faltet haben,  liegt  daran,  daß  im  Orient  die  Religion  eine  der- 
artig tiberragende  Stellung  einnimmt,  daß  sich  das  ganze  Staats- 
wesen aus  ihr  entwickelt  oder  in  ihr  seinen  Bestand  hat. 

1)  Weiteres  vgl.  Inhalt  S.  22 ff.  bzgl.  der  Konsuln. 
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Die  Frage  des  Verhältnisses  zu  anderen  Religionen  bildet 
dabei  eine  der  wichtigsten  Besonderheiten  der  mohammedanischen 
Lehre.  Grundsätzlich  ist  der,  der  nicht  teilhaftig  ist  des  Glaubens 
am  Islam,  als  Feind  anzusehen.  „Nicht  die  Staatsangehörigkeit, 
nicht  die  Nationalität  in  unserem  Sinne,  die  sich  in  orientalischen 
Ländern  mit  den  Religionsangelegenheiten  und  mit  der  Zugehörig- 
keit zum  muselmanischen  Staate  deckt,  ist  bestimmend  für  den 
Erwerb  von  Rechten  und  Pflichten,  sondern  grundsätzlich  einzig 
und  allein  das  Verhältnis  der  Betreflfenden  zum  Islam."  Die  Ent- 
wicklung eines  nationalen  Gedankens  ist  im  Orient  erst  ein  Produkt 
der  jüngsten  Entwicklung,  und  er  ist  z.  B.  eigentlich  ,,etrangere 
ä  la  mentalite  turque".^)  So  ist  denn  der  fremde  Nichtgläubige 
grundsätzlich  rechtlos.  —  Es  bedürfte  einer  näheren  Untersuchung, 
um  festzustellen,  ob  sich  bei  allen  primitiven  Völkern  eine  der- 
artige Verquickung  von  Recht  und  Religion  findet.  Sicher  ist, 
daß  sich  im  Orient  bald  die  zwingende  Notwendigkeit  ergab,  trotz 
dieses  Grundsatzes  mit  den  Fremden  in  irgendeiner  Weise  zu 
paktieren.  Durch  Fühlbarmachen  der  Macht  oder  auf  friedlichem 
Wege  mußte  dem  Feinde  beigekommen  werden.  Mußte  oder 
wollte  man  auf  die  eine  Möglichkeit  verzichten,  so  war  die  zweite 
auch  ein  Mittel,  um  sich  den  Einflüssen  der  Zeit  nicht  zu  ver- 
schließen. Fest  steht,  daß  nach  religiöser  Anschauung  des  Islam, 
es  einen  eigentlichen  Frieden  zwischen  Muselmanen  und  Christen 
überhaupt  nicht  geben  kann.  Befinden  sich  beide  aus  irgend- 
welchen Gründen  nicht  ständig  im  Kampfe,  so  ist  dies  nur  als 
die  Gewährung  eines  Waffenstillstandes  von  selten  des  Gläubigen 
gegenüber  dem  Nichtgläubigen  anzusehen.  Nach  altem  türkischen 
Staatsrecht  waren  die  Christen  sogar  nur  eine  der  herrschenden 
Rasse  der  Muselmanen  untergeordnete  Herde,  die  man  daher 
verächtlich  mit  dem  Worte  „Ray ah"  (Raaja)  benannte.^)  Die  den 
Fremden  erteilten  Kapitulationen,  die  als  Notrechte  angesehen 

De  la  Jonquifere,  Histoire  de  FEmpire  Ottoman  1914,  2.  Bd.,  S.  396. 
2)  Eichmann,  S.  260 ;  Näheres  Hammer,  Osmanische  Staatsverfassung, 
Bd.  1,  S.  182. 
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werden  können  und  zur  Ausfüllung  des  muselmanischen  Rechts 
berufen  sind,^)  zeigen  uns  nun,  auf  welche  Weise  man  versuchte, 
sich  mit  der  Existenz  der  Fremden  abzufinden.  Bei  der  Ver- 
schiedenheit der  Zivilisation  und  der  grundsätzlich  feindlichen 
Stellung  der  Rechtgläubigen  gegenüber  den  Christen,  hatte  man 
sich  entschließen  müssen,  den  Fremden  weitere  Vorrechte  zur 
Sicherung  ihrer  Stellung  einzuräumen. 

Das  religiöse  Gesetz  war  es  auch,  das  dem  Rechtgläubigen 
verbot,  sich  auf  längere  Zeit  fern  von  seinem  heimatlichen  Herde 
aufzuhalten.  Durch  Mohammed,  den  Begründer  der  islamischen 
Staatsidee,  der  in  seiner  Person  den  Religionsstifter  mit  dem  Staats- 
gründer vereinte,  erklärte  sich  bei  dem  Mohammedaner  die  Un- 
zertrennlichkeit der  religiösen  und  sonstigen  Staatsanschauungen. 
Seine  Lehre,  wie  sie  insbesonders  im  Koran  niedergelegt  ist, 
bildete  das  religiöse  Gesetz,  den  Inbegriff  aller  islamischen  Ge- 
setze, die  Grundlage  auch  des  öffentlichen  Rechtes.*)  „Zwischen 
diesem  unbrechbaren  ehernen  Gesetz  und  dem  der  modernen  Staats- 
wesen, das  im  Grunde  weich  und  biegsam  ist,  gibt  es  kaum  einen 
Annäherungspunkt."  Interpretationen,  weitere  Auslegungen  waren 
allerdings  ermöglicht  und  reichlichst  angewandt;  aber  auch  heute 
noch  sträubt  sich  der  Geist  der  Masse,  der  wahrhaft  Gläubigen, 
gegen  die  Minorität  der  freier  Denkenden,  derer,  die  den  Kontakt 
der  Wissenschaft,  der  Industrie  und  der  Sitten  Europas  als  wohl- 
tuend empfunden  haben. 

Weitsichtige  Herrscher  hatten  jedoch  erkannt,  daß  aus  öko- 
nomischen Gründen  ein  modus  vivendi  gefunden  werden  mußte, 
um  mit  den  Fremden  zu  leben,  die  die  Eroberung  unter  die  Völker 
des  Islam  gemischt  hatte.  Von  der  Idee  einer  völlig  systemati- 
schen Ausschließung  —  denn  eine  äußerliche  blieb  durch  An- 
weisung besonderer  Wohnviertel  immer  vorhanden  —  mußte  man 
sich  auch  schon  wegen  der  für  den  Handel  so  überaus  günstigen 

1)  Bisoukides,  Die  ottomanische  Verfassung. 

Näheres  vgl.  Albrecht,  S.  24. 
')  Ancien  Diplomate,  S.  349. 
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geographischen  Lage  der  Gebiete  trennen.  Die  Türkei,  —  die  uns 
in  unserer  Betrachtung  vornchmlieh  interessiert,  und  die  ja  einen 
integrierenden  Bestandteil  der  Beziehungen  des  Orientes  zum  Okzi- 
dent bildet  —  beherrschte  z.  B.  durch  ihre  Lage  am  Berührungs- 
punkte dreier  Erdteile  die  natürlichen  Pforten  Asiens  und  bedrohte, 
wie  auch  noch  heute,  die  Flanke  Afrikas.  Man  duldete  daher  aus 
ökonomischen  Gründen  wohl  oder  übel  „die  Kolonien  mitten  im 
Feindesland",  wie  die  Niederlassungen  der  Christen  im  Orient  häufig 
bezeichnet  wurden.  Tatsächlich  waren  sie  es  auch,  die  den  ge- 
samten Handel  der  europäischen  und  orientalischen  Länder  leiteten. 
Daß  sie  demnach  stets  darauf  bedacht  sein  mußten,  ihre  Stellungen 
als  Vorposten  der  Kultur  in  jeder  Weise  zu  sichern,  war  ganz  er- 
klärlich. Gelang  ihnen  dies  bei  den  Herren  des  Landes  immer 
mehr,  so  erklärte  sich,  nach  Martens,  diese  ungewöhnliche  Toleranz, 
welche  die  sonst  den  Christen  so  feindlich  gesinnten  muselmani- 
schen Eroberer  den  Fremden  gegenüber  an  den  Tag  legten,  in 
der  Abneigung  der  Orientalen  gegen  den  Seehandel,  auf  dessen 
Annehmlichkeiten  sie  jedoch  weder  verzichten  wollten  noch 
konnten.  Erst  im  Laufe  der  Zeiten  gelang  es  allmählich  den 
Fremden,  ^  sich  immer  sicherere  und  festere  Stellungen  in  weiter 
gehenden  Konzessionen  zu  verschaffen,  die  regelmäßig  in  den 
Kapitulationen  ihren  Ausdruck  fanden. 


Form  und  Rechtsnatur  der  Kapitulationen 


Da  bei  den  Kapitulationen  des  Orientes  die  der  Türkei  die 
erste  Rolle  einnehmen,  soll,  ausgehend  von  ihnen,  ausdrücklich 
darauf  hingewiesen  werden,  welche  Veränderungen  die  Form  und 
die  Natur  der  Kapitulationen  im  Laufe  der  Zeiten  erfahren  haben. 

Die  ersten  Kapitulationen  ergingen  in  Form  provisorischer 
widerruflicher  Gnadenakte  der  mohammedanischen  Souveräne.  Es 
waren  kaiserliche  Edikte,  die  bestimmte  Versprechen  enthielten, 
einseitige  Akte  des  Sultans  in  Form  von  Freibriefen,  die  aus  reiner 
Liberalität  gewährt  worden  und  frei  widerruflich  waren.  —  Pradiör- 
Fodere^)  bezeichnet  sie  als  „concessions  gracieuses  accordees  par 
le  Sultan  sans  discussions  pr^alables  et  de  leurs  plein  grö".  Ein 
Ancien  Diplomate  ^)  sagt,  daß  die  Kapitulationen  „n'etaient  de  la 
part  des  Sultans  que  des  concessions  6manant  de  leur  bon  plaisir 
ou  de  leur  generosite  et  sans  autre  duree  que  celle  de  la  vie 
du  souverain  qui  les  avait  faites".  —  In  den  Augen  der  regierenden 
Mohammedaner  waren  die  Kapitulationen  weit  davon  entfernt, 
eine  Entsagung  auf  irgendwelche  Rechte  zu  sein;  im  Gegenteil 
sollte  durch  sie  nur  das  Ansehen,  die  Gnade  und  die  Großmütig- 
keit des  betreffenden  Herrschers  in  den  Gemütern  der  Gläubigen 
gehoben  werden.  Die  ersten  Kapitulationen  als  Ausfluß  eines 
souveränen  Willens  sind  daher  auch  alle  in  der  ersten  Person 
gehalten,  und  ihr  Kriterium  ist  die  Einseitigkeit  der  Form.^) 

Es  ist  bereits  hier  eine  Trennung  zwischen  der  völkerrechtlichen 

^)  Revue  de  droit  international,  I,  P.  119. 

2)  Ancien  Diplomate,  S.  17. 

')  Bachems  Staatslexikon,  Bd.  5. 
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und  staatsrechtlichen  Bindung  der  Kapitulationen  zu  machen.  — 
Eine  völkerrechtliche  Verpflichtung  von  Staat  zu  Staat  scheint  bei 
den  Kapitulationen  der  ersten  Zeit  gar  nicht  in  Frage  zu  kommen. 
Allerdings  sind  es  die  Beziehungen  zwischen  einzelnen  Völkern, 
resp.  deren  Angehörigen,  die  in  diesen  Kapitulationen  berührt 
werden;  sie  treten  jedoch  nicht  in  der  Form  internationaler  Ver- 
träge mit  völkerrechtlicher  Bindung  auf.  Es  ist  nicht  anzuerkennen, 
wenn  die  meisten  Schriftsteller  von  jeder  Entwicklung  der  Form 
der  Kapitulationen   absehen  wollen   und  schon  das   in  seiner 
Existenz  fragliche  Privileg  Mohammeds  1.  als  Kapitulation  be- 
zeichnen, in  einem  völkerrechtlich-vertraglichen  Sinne  angewendet, 
eine  Bedeutung,  die  erst  viel  später  in  dem  Worte  „Kapitulation" 
zu  suchen  ist.  „Niemals",  sagt  Mr.  Vandal,^)  „haben  der  König  und 
der  Sultan  Verträge  unterzeichnet,  welche  einen  an  den  anderen 
banden  und  ihnen  gegenseitig  Verpflichtungen  auferlegten."  Es  ist 
im  Gegenteil  die  Einseitigkeit  der  Kapitulationen  der  ersten  Zeit 
bewußt  gewollt,  zum  mindesten  von  türkischer  Seite.  Treffend 
schreibt  der  Chevalier  d'Arvieux  in  seinen  Memoiren  um  1735:^) 
„Le  grand  Seigneur  par  une  fiertö  mal-entendue  fondöe  sur  un 
pretendu  pr'etexte  de  religion  ne  veut  point  traiter  avec  les  princes 
chretiens,  pretendant  qu'ils  ne  doivent  point  aller  de  pair  avec 
lui.    Les  termes  de  traite  ne  lui  plaisent  pas  par  cette  raison. 
Celui  de  capitulation  lui  plait  d'avantage,  parcequ'il  regarde  ces 
actes  comme  des  gräces  qu'il  accorde  et  dont  11  est  le  maitre  si 
absolu  qu'il  les  rövoque,  les  restreint  et  les  annule,  sans  c6r6monie, 
quand  il  le  juge  a-propos."  Er  schildert  damit  die  Anschauungen 
der  Zeit,  aus  denen  man  ersieht,  daß  die  Kapitulationen  anfäng- 
lich keine  Verträge  waren.^) 

Es  ergibt  sich  vielmehr,  daß  die  ersten  Kapitulationen  als 
staatsrechtliche  Erlasse  der  osmanischen  Sultane  aufgefaßt  werden 
müssen,  die  lediglich  Anordnungen  mit  innerstaatlicher  Wirkung 

^•)  Vandal,  Ambassade  francaise  sous  Louis  XV, 
2)  Journal  du  Droit  international  1905. 
»)  Anderer  Ansicht  Staude,  S.  21  ff. 
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trafen  und  nur  den  Untertanen  des  eigenen  Staates  Verpflichtungen 
auferlegten.^)  Die  Form  der  Verkündung,  in  der  nur  eine  Partei, 
eine  Regierung,  ein  Wille  figurierte,  zeigte,  daß  es  den  osmani- 
schen  Herrschern  ferngelegen  hatte,  die  Kapitulationen  als  Völker- 
rechtsverträge angesehen  wissen  zu  wollen. 

Es  war  der  späteren  Entwicklung  vorbehalten,  die  Kapitu- 
lationen des  Orients  zu  völkerrechtlichen  Verträgen  mit  wechsel- 
seitigen Rechten  und  Pflichten  für  die  beteiligten  Staaten  als  solche 
zu  machen.  Erst  im  Laufe  der  Zeiten  war  die  Umwandlung  von 
den  Gnadenbriefen  der  Kalifen  mit  staatsrechtlicher  Gültigkeit  zu 
echten  völkerrechtlichen  Verträgen  vollzogen.  Die  Verträge,  die 
nun  des  öfteren  unter  dem  Namen  „Kapitulationen"  auftauchten, 
seien  es  Handels-  oder  Friedensverträge,  besaßen  daher  auch  alle 
charakteristischen  Merkmale  völkerrechtlicher  Verträge. 

Die  Definition  völkerrechtlicher  Verträge  besagt,^)  daß  ein 
völkerrechtlicher  Vertrag  die  zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten 
über  staatliche  Hoheitsrechte  zustande  gekommene  Willenseinigung 
darstellt.  Ist  eine  solche  Willenseinigung  zwischen  zwei  Staaten 
erfolgt,  so  muß  sie  auch  erklärt  werden,  und  zwar  durch  eine 
Willenserklärung  der  mit  der  völkerrechtlichen  Vertretungsbefugnis 
ausgerüsteten  Organe.  Die  Wirkung  des  Vertrages  ist  dann  eine 
Berechtigung  und  Verpflichtung  der  vertragschließenden  Teile.  — 
Die  Kapitulationen  der  späteren  Zeit  sind  nun  als  das  Resultat 
langwieriger  Konferenzen  und  Verhandlungen  anzusehen,  die 
zwischen  den  Vertretern  der  betreffenden  Staaten  über  staatliche 
Hoheitsrechte  gepflogen  wurden  und  zu  einer  Willenseinigung 
geführt  haben.  —  Welche  Dauer  den  Kapitulationsverträgen  zu- 
zusprechen, wie  es  um  ihre  bindende  Kraft  bestellt  ist,  werden 
wir  an  anderer  Stelle  zu  erörtern  haben. 

Hier  ist  es  von  Interesse,  an  einem  analogen  Beispiele  kurz 
zu  zeigen,  wie  ähnliche  strittige  Fragen  auch  auf  anderem  Gebiete 


Weiteres  S.  38  ff. 
•)  V.  Liszt,  Völkerrecht  1915,  S.  179. 
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in  der  Literatur  aufgetaucht  und  behandelt  worden  sind.  So  läßt 
sich  z,  B.  in  der  rechtlichen  Konstruktion  der  Kapitulationen  eine 
Analogie  mit  der  Rechtsnatur  der  Konkordate  des  Kirchenrechtes  • 
erblicken. 

Manche  katholischen  Schriftsteller  sahen  in  den  Konkordaten 
nur  Zugeständnisse,  Privilegien,  die  der  Apostolische  Stuhl  in 
feierlicher  Form  gewährt  hatte.  Ihre  Gültigkeit  und  volle  Wirkung 
nach  innen  für  die  betreffenden  Angehörigen  der  katholischen 
Kirche  erlangten  sie  erst  durch  die  Publikation  des  Papstes, 
während  von  einer  „zwischenstaatlichen"  Verpflichtung  gar  keine 
Kede  sein  sollte.  Unter  der  Berufung  auf  diese  Anschauung  der 
Kurie  wurde  daher  auch  eine  einseitige  Interpretation,  Änderung 
und  Aufhebung  der  Konkordate  den  Päpsten  zugestanden. 

Diese  Auffassung  der  Natur  der  Konkordate  ist  analog  der 
heutigen  Auffassung  der  türkischen  Rechtslehrer  bezüglich  der 
rechtlichen  Natur  der  Kapitulationen.  Die  Kapitulationen  sind, 
wie  oben  entwickelt,  in  der  ersten  Zeit  in  ihrer  Rechtsnatur  ein- 
seitige Erlasse  der  Herrscher  des  Osmanischen  Reiches  mit  inner- 
staatlicher Gültigkeit.  Ebenso  wie  bei  den  Konkordaten  ist  diese 
zu  scheiden  von  einer  völkerrechtlichen  Bindung,  die  hier  nicht 
in  Frage  kommt. 

Statt  die  Konkordate  als  päpstliche  Privilegien  anzusehen, 
die  dem  Staat  erteilt  sind,  findet  man  auch  die  Ansicht  vertreten, 
die  Konkordate  seien  der  Kirche  erteilte  staatliche  Privilegien. 

Andere  dagegen  betrachten  die  Konkordate  als  völkerrecht- 
lich bindende  zweiseitige  Verträge,  geschlossen  zwischen  dem  Papst 
als  Oberhaupt  der  katholischen  Kirche  einerseits  und  einer  welt- 
lichen Landesregierung  andererseits.^) 

Auch  die  Kapitulationen  werden  (obwohl  sie  ja  meines  Er- 
achtens erst  nach  einer  längeren  Entwicklung  zu  Verträgen  ge- 
worden sind)  von  manchen  Schriftstellern  schon  von  vornherein 


1)  Schulte,  Katholisches  Kircheorecht,  S.  511  ff.  Dazu  vgl.  Kahl, 
Kirchenrecht  I,  S.  2411;  Richter-Dove-Kahl,  Kirchenrecht,  S.  291f. 
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als  Verträge  angesprochen,  die  geschlossen  seien  zwischen  den 
Oberhäuptern  von  zwei  kontrahierenden  Ländern.  Werdeii  sie  als 
solche  betrachtet,  so  muß  auch  hier  geschieden  werden  zwischen 
der  völkerrechtlichen  Bindung  der  Kapitulationen  und  ihrer  staats- 
rechtlichen Gültigkeit.  Eine  analoge  Unterscheidung  ist  bei  den 
Konkordaten  zu  machen,  die,  wenn  sie  als  Verträge  angesehen 
werden,  dann,  abgesehen  von  ihrer  völkerrechtlichen  Gültigkeit, 
zwecks  innerer  Bindung,  nach  Publikation  von  selten  des  Papstes 
von  dem  weltlichen  Regenten  in  der  gewöhnlichen  Form  als 
Staatsgesetze  verkündet  werden  müssen. 


Der  Inhalt  der  Kapitulationen. 
A.  Die  Gerichtsbarkeit. 

Im  Gegensatz  zu  der  Form  und  der  Rechtsnatur  der  Kapitu- 
lationen ist  hervorzuheben,  daß  der  Inhalt  aller  Kapitulationen 
seit  ihrem  Entstehen  mehr  oder  minder  derselbe  geblieben  ist,  so 
daß  die  Kapitulationen  der  früheren  von  denen  der  späteren 
Zeiten  sich  nicht  wesentlich  unterscheiden.  Wenn  die  einzelnen 
Kapitulationen  im  Umfang  vielleicht  zuerst  verschieden  sind,  so 
enthalten  sie  doch  immer  wieder  einige  grundlegende  Fest- 
setzungen betreffs  der  Sicherheit  und  Respektierung  der  Person 
und  des  Eigentums  der  Fremden  zu  Wasser  und  zu  Lande  und 
der  Freiheit  des  Verkehrs  nach  Abgabe  eines  bestimmten  Zolles. 

An  der  Spitze  aller  in  den  Kapitulationen  verbürgten  Rechte 
steht  das  Recht  des  fremden  Staates,  zur  Vertretung  der  Interessen 
seiner  Untertanen  einen  Konsul  dahin  zu  schicken,  wohin  es  ihm 
beliebt.  Diesem  wurde  nun  in  erster  Linie  auf  Grund  der 
Kapitulationen  die  Ausübung  der  Rechtspflege  gestattet. 

Die  Voraussetzungen,  die  zur  Gewährung  dieses  Rechtes,  wie 
der  Kapitulationen  überhaupt,  geführt  hatten,  nahmen  jedoch  in 
Ost  und  West  eine  verschiedene  Gestaltung  an. 

Im  Okzident  macht  in  der  Behandlung  der  Fremden  das  Per- 
sonalitätsprinzip immer  mehr  dem  Territorialitätsprinzip  Platz. 
Das  Bestreben  alle  innerhalb  der  Landesgrenzen  befindlichen 
Personen  ausschließlich  den  Landesgesetzen  zu  unterwerfen,  nahm 
mit  der  fortschreitenden  Befestigung  der  monarchischen  Gewalt, 
der  Einführung  einer  geordneten  Rechtsprechung  ständig  zu. 
Das  erfolgreiche  Streben  ging  nun  dahin,  den  fremden  Konsuln 
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die  Befugnis  der  Rechtsprechung  zu  entziehen  und  ihnen  nur  die 
Interessenvertretung  ihrer  Schutzbefohlenen  zu  tiberlassen,  sie  im 
übrigen  auf  handelspolitische  Verhandlungen  zu  beschränken  und 
sie  ihres  angenommenen  diplomatischen  Charakters  zu  berauben. 

Eine  andere  Entwicklung  sehen  wir  im  Orient.  Hier  waren 
die  Konsuln  ursprünglich  nur  Handelsrichter.  Da  das  Personalitäts- 
prinzip immermehr  die  Oberhand  gewann,  waren  sie  es,  die  auf 
Grund  der  Kapitulationen  überhaupt  das  Recht  erhielten,  die 
Gerichtsbarkeit  im  fremden  Lande  über  die  Angehörigen  ihres 
eigenen  Staates  oder  dessen  Schutzbefohlene  auszuüben.  Dadurch 
hatten  sie  eine  solche  Erweiterung  ihrer  Kompetenzen  erlangt, 
daß  sie  allmählich  beanspruchten,  die  Stellung  eines  diplomatischen 
Repräsentanten  ihres  Herrschers  einzunehmen  und  sich  mit  Hoheits- 
rechten als  Vertreter  fremder  Souveräne  versehen  glaubten.  Da 
eigentliche  Gesandte,  wie  wir  sie  heute  überall  eingeführt  sehen, 
in  den  ersten  Zeiten  im  Orient  fehlten,  nahmen  die  Konsuln  denn 
auch  bald  tatsächlich  deren  Stellung  ein,  und  es  wurde  ihnen 
auch  nach  langjähriger  gewohnheitsrechtlicher  Ausübung  der 
diplomatische  Charakter  zugestanden.^)  Selbst  nach  Zulassung 
von  Gesandten  im  heutigen  Sinne,  behielten  sie  eine  äußerst  be- 
vorzugte, wenn  auch  etwas  eingeschränktere  Stellung. 

Die  auf  schweigender  Duldung  von  Seiten  der  türkischen 
Regierung  beruhende  Stellung  der  Konsuln,  die  Einräumung  der 
von  ihnen  angenommenen  Vorrechte,  bedeutete  einen  tiefen  Eingriff 
in  das  Recht  des  türkischen  Staates.  Die  Duldung  einer  derartigen 
Stellung  war  von  vornherein  dem  Sinne  des  türkischen  Staats- 
rechtes entgegen  und  bildete  eine  Verletzung  der  Souveränität 
des  türkischen  Staates. 

Im  einzelnen  bestand  die  den  Konsuln  gewährte  Autonomie 
darin,  daß  die  Kapitulationen  in  bezug  auf  die  Fremden  be- 
stimmten, Streitigkeiten,  selbst  Verbrechen  oder  Vergehen  zwischen 
Angehörigen  fremder  christlicher  Nationen  (demselben  Staat  oder 


^)  Vgl.  Bisoukides,  Die  ottomanische  Verfassung,  Stuttgart  1909. 
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verschiedenen  angehörend)  von  den  Konsuln  nach  ihrem  Gesetz 
ohne  fremde  Assistenz  zn  regeln.  Es  wurde  dabei  der  Rechtssatz: 
„Actum  sequitur  forum  rei"  angewandt,  nach  dem  der  Rechtsstreit 
bei  dem  Konsul  des  Beklagten  bzw.  Angeschuldigten  anhängig  zu 
machen  war. 

Eingreifend  in  die  innerstaatlichen  Angelegenheiten  der  Türkei 
wurde  festgesetzt,  daß  nur  die  rechtlich  strittigen  Verhältnisse 
zivilrechtlicher  Natur  zwischen  Fremden  und  Eingeborenen  durch 
die  türkische  Justiz  zu  regeln  seien.  ^)  Es  geschah  dieses  noch 
mit  der  Einschränkung,  daß  der  türkische  Richter  nur  verhandeln 
durfte  in  Gegenwart  eines  Dolmetschers  resp.  Dragomans  des 
Vertreters  des  Landes,  dem  der  Fremde  angehörte.^)  War  ein 
solcher  nicht  schnell  zu  beschaffen,  so  mußte  die  Sache  vertagt 
werden.  Jedoch  hatte  der  Fremde  die  Pflicht,  zur  Vermeidung 
der  Verzögerung  von  Prozessen  sich  alsbald  um  die  Anwesenheit 
resp.  um  die  Herbeischaffung  eines  solchen  zu  bemühen.^)  — 
Die  Vollstreckungsgewalt  über  die  Fremden  wurde  jedoch  auch 
in  diesen  Fällen  meist  den  Konsuln  der  einzelnen  betreffenden 
Staaten  zugestanden. 

Man  ersieht  aus  diesen  Bestimmungen,  daß  man  durch  Ge- 
währung so  weitgehender  Konzessionen  an  die  Fremden,  für  sie 
die  Anwendung  des  türkischen  Staatsrechtes  außer  Kraft  gesetzt 
hatte,  und  daß  sie  damit  der  Rechtsprechung  der  türkischen 
Gerichte  fast  völlig  entzogen  waren. 

Damit  nicht  genug,  mußten  die  türkischen  Justizbeamten  in 
einigen  Fällen  sogar  die  von  dem  zuständigen  Konsul  erbetene 
Rechtshilfe  ohne  Prüfung  des  Tatbestandes  leisten  (z.  B.  bei 
Strafsachen  zwischen  Ausländern  gleicher  Nationalität!).*)  Als 

^)  Diesbezügl.  abwegig,  Bachem  Staatslex.,  Bd.  3,  S.  30 ff. 
*)  Vgl.  z.  B.  Art.  4  der  französ.  Kapitulation  von  1535;  Art.  26  der 
französ.  Kapitulation  von  1740;  engl.  Kapitulation  Art.  15  und  24  von  1675  usw. 
')  Vgl.  Ziemke,  Die  Dragomanatassistenz  vor  den  türk.  Gerichten. 
*)  Weiteres  bei  der  Aufhebung  Vorversuche,  S.  41  ff.  dieses. 
Vgl.  Aristarchi  II,  S.  425. 
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Stellvertreter  der  Konsuln  war  es  ihre  Pflicht,  im  Falle  des  Todes 
eines  Fremden,  der  kein  Testament  hinterlassen  hatte,  die  Sachen 
des  Verstorbenen  zu  sammeln  und  den  Hinterbliebenen  zu  tiber- 
geben, wenn  sich  ein  Konsul  am  Orte  nicht  befand,  dem  sonst 
diese  Aufgabe  zugefallen  wäre.  —  Für  den  Konsul  selbst  waren, 
abgesehen  davon,  daß  seine  Person  ja  als  solche  besondere  Vor- 
rechte genoß,  noch  ausdrückliche  Bestimmungen  für  den  Fall 
getroffen,  daß  er  in  einen  Prozeß  verwickelt  wurde.  In  Artikel  5 
des  preußisch-türkischen  Vertrages  von  1761  befindet  sich  nämlich 
die  Bestimmung:  „Les  consuls  qui  resideront  dans  le  territoire 
Ottoman  ne  seront  pas  mis  aux  arrets  et  tous  les  proces  qu'ils 
auront  se  decideront  dans  la  residence  de  leurs  Ministres." 

Die  weitgehende  Befreiung  der  Fremden  von  der  Gebiets- 
hoheit des  Aufenthaltsortes,  die  völlige  Opferung  des  Prinzipes: 
„Locus  regit  actum''  muß  als  weiterer  Eingriff  in  die  Rechte  des 
Türkischen  Staates  angesehen  werden.  Bis  vor  kurzem  pflegte 
man  auch,  in  räumlicher  wie  in  sachlicher  Beziehung,  eine  Be- 
schränkung der  Souveränität  der  Türkei  anzunehmen.  Die  räum- 
liche Beschränkung,  wie  sie  ja  noch  z.  B.  bezüglich  Ägyptens 
besteht,  ist  für  unsere  Betrachtung  belanglos.  Abgesehen  von  der 
sachlichen  Souveränitätsbeschränkung,  wie  sie  in  dem  Protektorats- 
recht einiger  Staaten,  in  der  noch  zu  berührenden  Zollpolitik^) 
und  darin  zum  Ausdruck  kommt,  daß  mehrere  Staaten,  unabhängig 
von  der  türkischen  Verwaltung,  in  einigen  Orten  des  Türkischen 
Reiches  eigene  Post-  und  Telegraphenstationen  unterhielten,  ist 
hier  die  nach  dem  Inhalt  der  Kapitulationen  bestehende  sachliche 
Beschränkung  der  Souveränität  des  Türkischen  Staates  hinsichtlich 
der  Rechtsverhältnisse  der  Ausländer  von  Interesse;  denn  dadurch, 
daß  der  Türkische  Staat  ein  ihm  nach  dem  Prinzip  der  Staats- 
hoheit zustehendes  Souveränitätsrecht  durch  fremde  Beamte  inner- 
halb seines  eigenen  Gebietes  ausführen  ließ,  machte  er  ein  Zu- 
geständnis, das  einer  teilweisen  Aufgabe  seiner  staatlichen 
Souveränität  entsprach.    Es  muß  jedoch  dabei  bemerkt  vrerden, 

^)  S.  43  ff.  dieses. 
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daß  ursprünglich  die  territoriale  Souveränität  einen  weniger 
exklusiven  Begriff  darstellte,  wie  dies  heute  der  Fall  ist.  Nach 
der  früheren  Anschauung  widersprach  daher  die  Ausübung  der 
Rechtspflege  durch  fremde  Beamte  auch  nicht  so  sehr  der  Auf- 
fassung von  der  Souveränität  des  Türkischen  Staates.^)  Das  dem 
Konsul  gewährte  Recht  der  Gerichtsbarkeit  beschränkte  sich  auch 
zuerst  nur  auf  die  Aburteilung  der  strittigen  Angelegenheiten,  die 
sich  zwischen  den  von  den  Einwohnern  streng  getrennt  lebenden 
Ansiedlern  der  europäischen  Niederlassungen  ergaben.  Erst  als 
in  späteren  Zeiten  die  christlichen  Staaten  die  Anforderungen  und 
Voraussetzungen  für  die  überhaupt  zu  den  Niederlassungen  Zu- 
zulassenden völlig  fallen  ließen,  ein  stärkerer  Zuzug  nach  dem 
Orient  sich  bemerkbar  machte,  die  Kriminalität  der  nun  äußerst 
gemischten  ausländischen  Elemente  zunahm,  wuchs  auch  der  Umfang 
der  konsularischen  Gerichtsbarkeit.  Damit  nahm  auch  der  Eingriff 
in  die  Souveränität  des  Landes  sichtbarere  Formen  an.  Durch 
weitere  Einräumung  und  Duldung  der  sogar  freiwillig  erteilten 
Konzessionen  mußte  sich  die  türkische  Regierung  bewußt  sein, 
nunmehr  die  ständige  Aufsicht  und  Dazwischenkunft  der  fremden 
Regierungen  in  noch  so  kleine,  rein  innere  Angelegenheiten 
jederzeit  gewärtigen  zu  müssen.  — 

Aus  sonstigen  Kapitulationsbestimmungen  zugunsten  der  Aus- 
länder ist  noch  hervorzuheben  das  Gebot  des  Anfalles  einer  Erb- 
schaft entsprechend  dem  Testament  an  die  in  ihm  als  Destinatare 
Eingesetzten,  während  es  bisher  üblich  war,  trotz  vorhandenen 
Testamentes  die  Erbschaft  dem  Fiskus  zukommen  zu  lassen;^) 
ferner  das  Verbot  der  ständigen  Belästigung  wegen  angeblicher 
Gotteslästerungen;  das  Verbot,  an  Stelle  eines  überschuldeten  oder 
straffälligen,  flüchtigen  Ausländers  einen  anderen  zu  ergreifen  und 
zu  belästigen;  das  Recht  der  freien  Religionsübung, ^)  Missions- 

^)  La  Grande  Encyclop^die,  Bd.  9. 

2)  Vgl.  Art.  6  des  preuß.-türk.  Vertrages  von  1761. 

Vgl.  hierzu  den  interess.  kaiserl.  Firman  vom  November  1850,  der  die 
Protestanten  als  eigene  Gemeinde  statuiert;  abgedruckt  in  Eichmann,  S.  411. 
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anstalten^)  und  Gotteshäuser  zu  errichten,^)  und  ähnliche  Be- 
stimmungen mehr. 

B.  Die  Exterritorialität. 

Es  ist  fast  unbestritten,  daß  man  im  Orient  neben  den  eben 
ausgeführten  Grundzügen  des  Inhaltes  der  Kapitulationen  von 
einer  Exterritorialität  ^)  der  Konsuln  oder  Fremden  im  allgemeinen 
sprechen  kann. 

V.  Grünau  behauptet  allerdings  in  seinem  Buche  über  die 
Staats-  und  völkerrechtliche  Stellung  Ägyptens,  Leipzig  1903,  daß 
die  den  Fremden  gewährte  bevorzugte  Stellung  im  Orient  nur 
irrtümlich  als  Exterritorialität  bezeichnet  werde,  ein  Begriff,  der 
auf  der  Fiktion  beruhe,  daß  jene  den  Heimatsstaat  nicht  verlassen 
hätten.  Es  käme  darauf  hinaus,  ein  Negieren  der  Territorialhoheit 
anzunehmen  und  die  Vorstellung  zu  erwecken,  als  habe  die  Landes- 
regierung nur  so  viel  Gewalt  über  die  Fremden,  als  ihr  ausdrücklich 
noch  eingeräumt  sei.  Dies  stände  nicht  nur  im  Widerspruch  mit 
dem  Wesen  der  Souveränität,  sondern  auch  mit  dem  Inhalt  und 
dem  Zweck  der  Kapitulationen.  —  Meines  Erachtens  sind  die  an- 
geführten Gründe  nicht  stichhaltig;  denn  wir  haben  bezüglich  des 
Türkischen  Staates  oben  angeführt,  daß  die  Territorialität  zum  Teil 
tatsächlich  negiert  werden  und  der  Landesregierung  nur  die  Gewalt 
zugestanden  werden  muß,  die  ihr  nicht  abgesprochen  worden  ist, 
die  sie  eben  noch  stillschweigend  oder  konkurrierend  mit  der 
fremden  Gewalt  auszuüben  vermag.  (Wenn  v.  Grünau  hiergegen 
als  Grund  anführt,  daß  die  Anerkennung  der  Souveränität  der 
Pforte  bei  Abschluß  jeder  Kapitulation  ja  ausdrücklich  betont 

1)  Vgl.  die  sachgemäßen  beachtenswerten  Ausführungen  des  Grafen 
Blome-Salzau  in  seinen  „Aussichten  der  Missionen  bei  einer  Erstarkung 
der  Türkei",  Berlin,  Wien  1916. 

')  Vgl.  im  Gegensatz  hierzu  als  Grundlage  des  Verhältnisses  aller 
nichtmohammed.  Untertanen  die  Gebote  Omar  Al-Chattabs  des  Kalifen, 
abgedruckt  in  Hammer,  Staatsverfassung,  Bd.  1,  S.  183. 

^)  Die  Exterritorialität  nach  okzidental.  Begriffen  muß  hier  unerörtert 
bleiben.    Hierzu  Bosset,  S.  39. 
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worden  ist,  so  ist  dieses  eine  Bestimmung,  die  nur  auf  dem  Papier 
zu  finden  ist,  und  für  deren  stete  Verletzung  in  der  Praxis  gar  nicht 
genügend  Beispiele  angeführt  werden  können.^))  —  Sicher  ist,  daß 
derartige  Praktiken  mit  dem  Wesen  der  Souveränität  unvereinbar 
sind,  weshalb  wir  eben  annehmen,  daß  durch  die  in  den  Kapitu- 
lationen festgelegten  Bestimmungen  die  Pforte  von  selbst  einen 
Teil  ihrer  Souveränität  aufgegeben  hat. 

Daß  der  Ausdruck  „Exterritorialität"  in  seiner  Anwendung  nicht 
glücklich  ist,  mag  zugestanden  werden.  Wir  finden  daher  auch 
bei  einigen  Autoren  das  Bestreben,  diesen  so  häufig  mißver- 
standenen und  strittigen  Ausdruck  durch  andere  zu  ersetzen. 
Bonfils  versucht  z.  B.  in  seinem  „Manuel  de  droit  international 
public,"  das  Prinzip  der  „ünverletzlichkeit"  unter  Umgehung  des 
Wortes  „Exterritorialität"  an  die  Spitze  zu  stellen  und  ihm  alle 
Befreiungen  der  Konsuln  oder  Ausländer  zu  unterstellen. 

In  der  Theorie  stehen  sich  zwei  Anschauungen  gegenüber,  von 
denen  die  eine  die  Exterritorialität  als  eine  tatsächliche,  die  andere 
die  Exterritorialität  als  eine  Fiktion  ansehen  will.  v.  Martens 
in  seinem  „Völkerrecht"  z.  B.  tritt  für  eine  tatsächliche  Exterrito- 
rialität ein.  Er  meint,  daß,  wenn  die  Unverletzlichkeit  und  Gerichts- 
freiheit der  Konsuln  im  Orient  als  eine  conditio  sine  qua  non 
angesehen  wird,  die  Macht  der  Tatsachen  von  selbst  die  Exterri- 
torialität der  Konsuln  erzeugt,  die  neben  den  Kapitulationen  auch 
auf  dem  im  Orient  besonders  entwickelten  juristisch  verbindlichen 
Herkommen  beruht.  Das  Gleiche  gilt  in  entsprechender  Weise 
für  die  Ausländer  im  allgemeinen  wegen  ihrer  bevorzugten  Stellung, 
die  sie  von  dem  Eingreifen  der  Landesobrigkeit  befreit.  Es  muß 
demnach  sowohl  die  Stellung  der  Konsuln  wie  die  der  Ausländer 
als  exterritorial  bezeichnet  werden.^)  v.  Heyking ^)  ist  der  Auf- 
fassung, die  Exterritorialität  dürfe  nicht  als  Fiktion  angesehen 

^)  Vgl.  Anc.  Grand- V^zir,  Le  role  de  la  Turquie,  abgedruckt  in  Rev. 
pol.  Internat.,  Lausanne,  Nov.  1914. 

2)  Ebenso  v.  Liszt,  Völkerrecht,  Bachem,  Bd.  5  u.  a. 
^)  V.  Heyking,  L'Exterritorialit^. 
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werden.  Die  Exterritorialität  sei  vielmehr:  un  principe  de  droit 
qui  soustrait  les  personnes  exterritoriales  au  pouvoir  territorial  et 
les  subjuge  ä  un  pouvoir  public  exterritorial.  Die  Exterritorialität 
sei  negativ  ausgedrückt:  die  Befreiung  vom  Territorialprinzip, 
positiv  ausgedrückt:  die  Unterwerfung  unter  eine  exterritoriale 
Gewalt.  —  Das  Maßgebende  scheint  in  dieser  Definition  die  Be- 
freiung von  dem  Territorialprinzip  zu  sein.  Ich  kann  mich, 
abgesehen  von  äußeren  Gründen,  mit  der  positiv  gehaltenen 
Erklärung  nicht  einverstanden  erklären,  da  mir  in  ihr  der  Begriff 
der  Exterritorialität  als  zu  weitgehend  festgesetzt  zu  sein  scheint. 

Andere  sagen  hingegen,  der  Begriff  der  Exterritorialität  sei 
ein  fingierter,  nämlich  insoweit,  daß  die  exterritoriale  Person 
nicht  in  den  Aufenthaltsort  eingetreten,  oder  daß  die  exterritoriale 
Person  im  Heimatsort  verblieben  sei.  Diese  Anschauung  führt, 
wie  leicht  und  oft  nachgewiesen,  zu  den  eigenartigsten  unhaltbaren 
Ergebnissen. 

Mit  Hübler  ^)  neige  ich  zu  der  Ansicht,  in  der  Exterritorialität 
„ein  besonderes,  in  der  Natur  der  Sache  begründetes  und  durch 
autoritäre  Vorschriften  geschaffenes  Institut  zu  erblicken",  oder 
wie  Traut  ^)  es  „unter  Fortlassung  des  störenden  Beiwerks  der 
mit  der  Bezeichnung  verbundenen  Fiktion"  ausdrückt:  „Ein  völker- 
rechtliches Ausnahmeverhältnis  von  wesentlichen  Äusserungen  der 
Staatsgewalt."  —  Hauptsächlich  ist  jedoch  festzuhalten,  daß  die 
Exterritorialität  gar  kein  umschriebenes  einheitliches  Recht  ist, 
sondern  sich  zusammensetzt  aus  einer  Summe  trennbarer  ver- 
schiedener Privilegien.    Dann  wird  man  auch  dazu  geführt,  den 
Begriff  „Exterritorialität"  in  unserer  Betrachtung  verschieden  für  die 
Konsuln,  verschieden  für  die  Fremden  anzuwenden.  Der  Umfang  des 
Begriffs  der  Exterritorialität  ist  dabei,  wie  auch  im  allgemeinen  über- 
haupt, sehr  bestritten.  Was  alles  in  diesen  Begriff  hineingehört,  wie 
weit  dabei  zu  gehen  ist,  bleibe  unerörtert.  Der  Ursprung  des  Begriffs 
leitet  sich  jedoch  bei  den  Konsuln  aus  der  Stellung  her,  die  ihnen  in 

1)  Hübler,  Die  Magistraturen  des  völkerrechtl.  Verkehrs,  Berlin  1900. 

«)  Traut,  Die  Vorrechte  der  Jurisdiktionskonsuln,  Greifswald  1911. 
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ihrer  Eigenschaft  als  Repräsentanten  des  Herrschers  ihrer  Nation  zu- 
gestanden wird,  während  er  bei  den  Ausländern  im  allgemeinen  von 
ihrer  Befreiung  von  der  territorialen  Gewalt  abzuleiten  ist.  Es  darf 
dabei  nie  vergessen  werden,  daß  der  Anwendung  der  Exterritorialität 
im  Orient  ein  schweigendes  oder  ausdrückliches  Einverständnis 
der  Nationen  zugrunde  liegt,  basierend  nicht  von  vornherein  auf 
einer  Ideenkonstruktion,  sondern  neben  der  Hauptquelle  der 
Kapitulationen  auf  Gesetzen,  Verordnungen,  Verträgen  und  inter- 
nationalen Gebräuchen.  (Wie  schwach  freilich  die  Kraft  der 
Bindung  dieser  Bestimmungen  ist,  hat  der  jetzige  Krieg  wieder 
deutlich  bewiesen  und  erst  kürzlich  der  Fall  der  Verhaftung  der 
ausländischen  Konsuln  in  Saloniki  vor  Augen  geführt.) 


Die  Aufhebung. 
A.  Vor  dem  Krieg. 

1.  Im  allgemeinen. 

Wie  wir  in  einem  der  früheren  Abschnitte  gesehen  haben, 
haben  sich  die  Kapitulationen  im  Laufe  der  Zeiten  zu  völkerrecht- 
lichen Verträgen  herausgebildet.  Es  ergibt  sich  nun  von  selbst 
die  Frage,  die  ja  durch  den  jetzigen  Krieg  besonders  brennend 
geworden  ist,  wie  es  um  ihre  Aufhebung  bestellt  ist.  —  Betrachten 
wir  im  folgenden  das  Für  und  Wider  der  Aufhebungsmöglichkeiten 
vor,  durch  und  nach  einem  Kriege. 

Bezüglich  des  Osmanischen  Staates  treten  dabei  Fragen  all- 
gemeinerer, auch  religiös-sozialer  Natur  zuerst  in  den  Vordergrund, 
wenngleich  die  Frage  der  Aufhebung  der  Kapitulationen  rechtlicher 
Natur  bleibt. 

Wir  haben  gesehen,  daß  in  ökonomischer  Beziehung  die 
Kapitulationen  früher  eine  Quelle  des  Gedeihens  des  Osmanischen 
Staates  geworden  waren  dadurch,  daß  sie  den  Handel  der  Fremden 
hier  ermöglichten  und  unterstützten  und  so  auch  dank  der  geo- 
graphischen Lage  dem  Lande  Vorteil  verschafften,  wie  sie  andere 
Länder  erst  nach  langen  eigenen  Mühen  und  eifrigem  Bestreben 
zu  erreichen  imstande  waren.  Bald  machte  sich  jedoch  die 
Kehrseite  bemerkbar,  die  allmählich  zu  einem  Überwiegen  der 
nachteiligen  Folgen  für  das  Land  selbst  wurde.  Konzessionen, 
Privilegien,  Grundbesitz,  Handel  und  Reichtum  waren  in  der  Hand 
der  Fremden  vereint,  die  dank  der  Kapitulationen  auf  jedem 
Gebiete  Vorteile  genossen,  die  immer  mehr  zu  einer  äußerst 
schweren,  drückenden  Last  für  den  Osmanischen  Staat  wurden, 
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und  die  jedes  weitere  Gedeihen  des  Staates  im  Keime  ersticken 
mußten Religiöse  Gründe  wiesen  allerdings  noch  lange  darauf 
hin,  den  Gedanken  an  die  Möglichkeit  einer  Abschaffung  der 
Kapitulationen  weit  von  sich  zu  weisen.  Alle  Orientkenner  waren 
sich  lange  darin  einig,  daß,  solange  der  Koran  als  Quelle  des 
Rechts  bestehe,  die  Aufrechterhaltung  der  Kapitulationen  ebenso 
unbedingtes  Erfordernis  für  Mohammedaner  wie  für  Christen  sei. 
Die  systematische  Ausschließung  der  Fremden  im  Orient,  die  Ver- 
achtung, die  den  Ungläubigen  entgegengebracht  wurde,  die  Angst 
vor  erneuter  Unsicherheit  der  Rechtslage  der  Fremden  führte  zu 
einem  Urteil,  das  der  Baron  de  Testa  in  seiner  „Critique  du 
memorandum  ottoman"  noch  im  April  1889  dahin  zusammenfaßte, 
daß  der  Staatsmann,  der  der  Pforte  riete,  die  Abschaffung  der 
Kapitulationen  zu  versuchen,  sich  der  denkbar  größten  Verräterei 
schuldig  machen  würde. 

2.  Dogmatisches. 

Eine  andere  Frage  ist  es,  ob,  vom  rechtlichen  Standpunkt 
aus  betrachtet,  durch  die  Erteilung  von  Kapitulationen  der  Ein- 
griff in  die  Souveränität  des  Landes  vielleicht  so  groß  geworden 
war,  daß  die  Türkei  damit  ihrer  Souveränität,  d.  h.  ihres  Selbst- 
bestimmungsrechtes nach  innen,  völlig  verlustig  geworden  war. 
Nach  dem  Inhalt  der  Kapitulationen  ist  ja  tatsächlich  eine  Be- 
schränkung der  eigenen  Souveränität  durch  Gewährung  so  weit- 
gehender Privilegien,  wie  sie  die  Ausländer  erhalten  haben,  anzu- 
nehmen. Dabei  vermögen  wir  aber  nicht  so  weit  zu  gehen,  um 
der  Meinung  mancher  Schriftsteller  beizutreten,  daß  die  Türkei 
nunmehr  überhaupt  nicht  mehr  in  der  Lage  sei,  und  es  nicht  mehr 
von  ihrem  Willen  allein  abhänge.  Erteiltes  zurückzunehmen,  zu 
verändern  usw.  Ist  in  Wirklichkeit  auch  ein  beträchtlicher  Ein- 
griff in  ihre  Souveränität  erfolgt,  so  ist  doch  die  Souveränität  an 
sich  nicht  in  Frage  gestellt.^)  Als  solche  bleibt  sie  bestehen,  und 

1)  Vgl.  Un  Ancien  Grand- V6zir,  S.  362. 

2)  Vgl.  S.  25 ff.  dieses. 
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nur  ein  Teil  von  ihr  ist  durch  Vertrag  verloren  gegangen.  Wir 
nehmen  daher  an,  daß  der  Türkei  doch  die  Möglichkeit  gegeben 
ist,  sich  durch  einen  Rechtsakt  aus  dieser  Lage  zu  befreien,  um 
wieder  zu  einer  Stellung  zu  gelangen,  wie  sie  die  „veränderte 
Sachlage  und  die  Umstände"  rechtfertigen.^)  Es  fragt  sich  nur, 
wie  eine  solche  Veränderung  von  selten  der  Türkei  zu  bewerk- 
stelligen ist.  Mit  dem  Gedanken  einer  inhaltlichen  Änderung  der 
Kapitulationen  will  sich  z.  B.  auch  v.  Testa  trotz  des  oben  an- 
geführten schroffen  Urteils  schon  eher  vertraut  machen.  —  Jeden- 
falls ist  der  Inhalt  des  Londoner  Protokolls  von  1871  wegen  ihres 
hierzu  erfolgten  Beitritts  auch  für  die  Türkei  zugrunde  zu  legen. 
Auf  Grund  des  Pariser  Vertrages  von  1856  ist  darin  bestimmt, 
daß  völkerrechtliche  Verträge  im  Frieden  nur  auf  der  Basis  güt- 
licher gegenseitiger  Übereinkunft  zu  verändern  oder  abzuschaffen 
seien.  Es  heißt  darin  wörtlich:-)  „C'est  un  principe  essentiel  du 
droit  des  gens  qu'aucune  puissance  ne  peut  s'affranchir  des  obli- 
gations  d'un  traite  ou  en  modifier  les  stipulations  sans  le  con- 
sentement  des  parties  contractantes  au  moyen  d'une  entente  amiable." 
Von  dieser  Bestimmung  ausgehend,  erklären  sich  wahrscheinlich 
die  verschiedenen  Anschauungen  in  der  Literatur,  die  der  Türkei 
die  Möglichkeit  einer  Aufhebung  oder  Veränderung  der  Kapitula- 
tionen nur  auf  Grund  gegenseitiger  Vereinbarungen  zugestehen 
wollen.  Un  Ancien  Diplomate^)  sagt  z.  B.:  „La  Turquie  se  trouve 
aujourd'hui  liee  par  les  traitös  existants,  il  ne  depend  plus  d'elle 
de  les  racheter,  ni  les  modifier  saus  le  consentement  des  parties 
contractantes."  Ahnlich  meint  Deligeorges,*)  daß  der  einzige  Weg 
der  Aufhebung  oder  Änderung  der  türkischen  Kapitulationen  ein 
konsensualer-  sein  müsse;  und  Bisoukides^)  behauptet,  daß  die  auf 
Grund  gegenseitiger  Vereinbarungen  zustande  gekommenen  Kapi- 

Vgl.  S.  37  dieses. 
2)  Arch.  I,  S.  1. 

^)  Un  Anc.  Diplom.,  Le  regime  des  Capitulations,  S.  17. 
^)  D^ligeorges,  Die  Kapitulationen  in  der  Türkei,  S.  37. 
^)  Bisoukides,  Die  ottomanische  Verfassung,  S.  21. 
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tulationen  nicht  durch  einen  einseitigen  Akt  der  Regierung  oder 
der  gesetzgebenden  Faktoren  aufgehoben  werden  können.  —  Die 
bezüglich  der  Türkei  geübte  Praxis  rechtfertigt  jedenfalls  nicht  die 
ausschließliche  Annahme  eines  solchen  Standpunktes.  Es  finden 
sich  nämlich  Beispiele,  wo  die  Gegenpartei  durch  einseitige  freie 
Erklärung  auf  die  ihr  auf  Grund  der  Kapitulationen  zustehenden 
Rechte  gegenüber  der  Türkei  verzichtete.  England  z.  B.  tat  dies 
bezüglich  seines  ihm  nach  den  Kapitulationen  zustehenden  Rechtes, 
türkische  Zivilurteile  in  der  Türkei  gegen  englische  Untertanen 
selbst  zu  vollstrecken.  Osterreich  verzichtete  seinerseits  im  Jahre 
1877  desgleichen  auf  die  ihm  auf  Grund  des  Passarowitzer  Ver- 
trages von  1718  von  der  Türkei  eingeräumten  Bestimmungen, 
seine  durch  türkische  Gerichte  zu  Freiheitsstrafen  verurteilten 
Untertanen  in  den  eigenen  Gefängnissen  einsperren  zu  können,^) 
und  erweiterte  diesen  Verzicht  auf  eine  Reihe  anderer  Bestimmungen 
der  Kapitulationen  in  dem  Ententeprotokoll  vom  26.  Februar  1909.^) 
—  Sind  die  angeführten  Fälle  auch  nur  Beispiele  dafür,  wie  die 
Gegenkontrahenten  gegenüber  der  Türkei  verfahren  sind,  und 
handelt  es  sich  hierbei  nur  um  die  Aufgabe  gewisser  Rechte  aus 
den  Kapitulationen  und  nicht  um  ihre  völlige  Abschaflfung,  so 
steht  doch  aus  rechtlichen  Gründen  dem  nichts  entgegen,  daß  auch 
der  Türkei  die  Handhabe  eines  derartigen  einseitigen  Aktes,  wie 
für  die  Aufhebung  einzelner  Rechte,  so  auch  für  die  Aufhebung 
der  Gesamtheit  der  Kapitulationen,  gleichfalls  wird  zugestanden 
werden  müssen!^) 

In  der  völkerrechtlichen  Praxis  finden  wir  bezüglich  der 
Kapitulationen  Beispiele  für  eine  Veränderung  oder  Aufhebung 
nach  gegenseitigem  Einverständnis  oder  auf  Grund  eines  ein- 

^)  Ziemke,  S.  2,  Anmerkung. 
2)  Bachems  Staatslex.,  Bd.  3. 

^)  Die  türkische  Auffassung  betr.  einer  Aufhebung  vor  dem  Krieg 
ist  verschieden.  Streng  auf  dem  Boden  des  Londoner  Protokolls  z.  B. :  Das 
Zirkular  des  Ministers  des  Innern  an  seine  Untergebenen  vom  19.  Febr.  1911. 
Siehe  Heidborn  II,  S.  176,  Anm.  321. 
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seitigen  Aktes  einer  Nation.  Ist  auch  hier  im  allgemeinen  das 
Londoner  Protokoll  grundlegend  und  nach  ihm  des  öfteren  ver- 
fahren worden,  wie  z.  B.  bezüglich  Serbiens,  wo  die  Abschaffung 
der  Kapitulationen  auf  gütlichem  Wege  unter  gegenseitigem  Ein- 
verständnis zwischen  den  betreffenden  Staaten  erfolgte,  und  ebenso 
anläßlich  des  Protektorates  Frankreichs  in  Tunis  im  Jahre  1881,  wo 
die  interessierten  Mächte  gegenüber  Frankreich  nach  gegenseitigem 
Einverständnis  auf  die  Geltendmachung  ihrer  Kapitulationen  ver- 
zichteten,^) so  bieten  sich  doch  auch  in  der  übrigen  völkerrechtlichen 
Literatur  Beispiele  für  einseitige  Akte  zwecks  Veränderung  oder  Auf- 
hebung der  Kapitulationen.  —  Mit  Rumänien  z.  B.  sind  keine  Ver- 
handlungen oder  Verträge  zwecks  Beseitigung  der  Kapitulationen  ge- 
schlossen worden.  Dieses  hat  vielmehr  Bestimmungen  seiner  Kapitula- 
tionen, wie  z.  B.  die  Gerichtsbarkeit  der  fremden  Konsuln,  seiner- 
seits abgeschafft,  ohne  daß  die  Mächte  dagegen  Widerspruch  er- 
hoben hätten.^)  Ahnlich  verfuhr  England  1879  in  Cypern,  indem 
es  durch  einseitigen  Akt  die  fremde  Gerichtsbarkeit  beseitigte. 

Es  ergibt  sich  daraus,  daß  auch  für  die  Kapitulationen  der 
Türkei  nicht  ein  besonderes  Recht  zugrunde  gelegt  werden  kann, 
Veränderungen  irgendwelcher  Art  oder  die  Aufhebung  der  Kapitu- 
lationen nur  in  der  einen  oder  der  anderen  Form  zuzulassen.  — 

Die  Frage  der  Aufhebung  der  Kapitulationen,  erfolge  sie  auf 
Grund  gegenseitigen  Einverständnisses  oder  nach  einseitiger  Kündi- 
gung, Verzicht  usw.,  ist  eng  verknüpft  mit  der  Frage  der  Rechts- 
natur der  völkerrechtlichen  Verträge  im  allgemeinen,  die  hier  nur 
in  großen  Zügen  Betrachtung  finden  soll.  Unberührt  bleibe  die 
Frage,  wieweit  die  Grundsätze  des  bürgerlichen  Rechts  auf  völker- 
rechtliche Verträge  hierbei  eine  Anwendung  finden  können. 

Es  fragt  sich,  ob  eine  Bindung  durch  die  Verträge  überhaupt 
vorhanden  ist,  worauf  sie  beruht,  wie  stark  sie  ist,  und  was  zu 
ihrer  Be-  und  Entkräftnng  führen  kann. 


^)  La  Grande  Encyclop^die,  Bd.  9;  auch  v.  Liszt,  S.  146. 
»)  V.  Liszt,  S.  145.  Näheres  Un  Anc.  Dipl.,  S.  321  ff. 
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Ein  alter  Grundsatz  des  internationalen  Rechts  lautet:  „Pacta 
sunt  servanda",  der  von  den  Juristen  aller  Zeiten  anerkannt  worden 
ist,  in  Wirklichkeit  jedoch  stets  und  immer  vrieder  eine  Durch- 
brechung erfahren  hat.  Fragt  man  nämlich,  worauf  sich  diese 
verbindliche  Kraft  der  Verträge  gründet,  auf  die  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden  soll,  so  gehen  die  Anschauungen  darüber 
auseinander,  da  die  einen  den  Verträgen  „eine  moralische  Ver- 
bindlichkeit", die  anderen  „das  religiöse  Gewissen",  die  „sittliche 
Pflicht",  das  „Rechtsbewußtsein  der  Menschheit",  die  „Anerkennung 
der  Rechtsfähigkeit  des  einen  Staates  durch  den  anderen"  zu- 
grunde legen. 

Der  Grad  der  Verbindlichkeit  und  Realisierbarkeit  der  Ver- 
träge bemißt  sich  danach,  wie  weit  sie  den  vernünftigen  An- 
forderungen der  Staaten  und  ihren  gegenseitigen  Beziehungen  ent- 
sprechen (v.  Martens).  Daraus  erklärt  sich  wiederum  die  Un- 
beständigkeit der  Verträge,  die  in  der  ständigen  „Kollision  der 
Interessen"  der  verschiedenen  Staaten  liegt,  ganz  abgesehen  davon, 
daß  man  mit  Holtzendorff  allein  schon  „in  jedem  Gesetz  die 
Sanktionierung  seiner  Verletzung"  zu  sehen  vermag.  Eine  solche 
Interessenkollision  wird  nun  meistens  angeführt  und  als  Grund- 
lage für  ein  Aufheben  nach  gegenseitigem  Einverständnis,  für 
Kündigung,  Verzicht  usw.  betrachtet,  wenn  sich  ein  Staat  von  den 
ihm  angeblich  lästigen  Verpflichtungen  der  Gegenpartei  gegenüber 
befreien  will.  Theoretisch  wie  praktisch  wird  eine  solche  Be- 
gründung, die  in  den  verschiedensten  Formen  auftaucht,  auch 
meist  anerkannt. 

Jellinek^)  sagt  z.  B.,  daß  eine  Verpflichtung  des  Staates  zur 
Aufrechterhaltung  eines  Vertrages  nur  so  lange  bestehen  könne, 
als  sie  den  Staatszwecken  entsprechend  sei.  Das  Interesse  der 
Staaten  untereinander  sei  das  maßgebende.  Werde  dieses  hin- 
fällig, so  könne  an  eine  Aufhebung  des  Vertrages  geschritten 
werden. 


^)  Jellinek,  Die  rechtliche  Natur  der  Staatenverträge,  Berlin- Wien  1880. 
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Von  einer  ähnlichen  Voraussetzung  geht  auch  die  meist  und 
zu  leicht  als  Endigungsgrund  internationaler  Verträge  angeführte 
clausula  rebus  sie  stantibus  aus.  Behauptet  nämlich  ein  Kontra- 
hent, daß  die  Sachlage  seit  Abschluß  des  Vertrages  eine  wesent- 
liche Veränderung  erfahren  hat,  so  soll  er  dadurch  von  dem 
Gebundensein  an  den  Vertrag  befreit  sein,  wenn  dieser  mit  den 
Interessen  oder  der  Selbsterhaltungspflicht  des  Staates  jetzt  nicht 
mehr  vereinbar  ist.  —  Die  herrschende  Meinung  nimmt  an,  daß 
die  clausula  rebus  sie  stantibus  positives  Völkerrecht  geworden 
ist,  während  sie  nur  von  einigen  Schriftstellern  geleugnet  wird 
(Triepel,  Zorn,  Bruno  Schmidt).  Entsprechend  der  herrschenden 
Meinung  wird  sie  daher  auch  wirksam  angewandt  werden  und 
zerstört  daher  nicht  nur  das  Vertragsverhältnis  zweier  Parteien, 
die  sich  im  Kriege  miteinander  befinden. 

Bezüglich  der  Kapitulationen  vermag  man  nun  mit  Recht  an- 
zuführen, daß  im  Laufe  der  Jahre  sich  eine  wesentliche  Ver- 
änderung der  Sachlage  ergeben  hat,  die  es  mit  den  Interessen 
des  Türkischen  Staates  keineswegs  vereinen  ließ,  weiter  unter  ihrer 
Last  zu  leben.  ^)  Ob  diese  Entäußerung  von  dem  Recht  der 
Kapitulationen,  da  sie  demnach  überhaupt  zulässig  war,  nun 
durch  gegenseitiges  Einverständnis  oder  auf  Grund  eines  einseitigen 
Aktes  erfolgte,  erscheint  praktisch  ziemlich  belanglos.  Daher  ver- 
mag ich  mich  nicht  der  Ansicht  Deligeorges^)  anzuschließen,  der 
weder  eine  wesentliche  Änderung  der  Gründe  der  Kapitulationen, 
noch  eine  Kollision  mit  den  höchsten  Staatszwecken  für  aus- 
reichend hält,  um  eine  Kündigung  der  Kapitulationen  seitens  der 
Türkei  zu  rechtfertigen. 

Die  Dauer  der  Gültigkeit  der  Kapitulationen  muß  jedoch 
meines  Erachtens  in  den  verschiedenen  Zeiten  eine  verschiedene 
Auffassung  erfahren.  Bei  den  Untersuchungen  über  die  Kapitu- 
lationen hat  man  dieser  Frage  nicht  die  ihr  zukommende  Be- 
deutung beigelegt. 

1)  Vgl.  Dambitsch  DJZ.,  No.  21/22,  Nov.  1914. 
Die  Kapitulationen  in  der  Türkei  1907,  S.  37. 
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Wie  wir  an  anderen  Orten  gesehen  haben,  kann  der  fried- 
liche Zustand  zwischen  Gläubigen  und  Nichtgläubigen  nach  den 
Regeln  des  Islam  nur  als  Waffenstillstand  angesehen  werden.  Da- 
mit ergäbe  sich  von  selbst  der  nur  zeitlich  beschränkte  vorüber- 
gehende Charakter  der  ersten  Kapitulationen.  Verfolgen  wir  je- 
doch den  Entwicklungsgang  der  Kapitulationen  von  den  einseitigen 
Gnadenerlassen  des  Sultans  zu  den  gegenseitigen  völkerrechtlichen 
Verträgen,  so  ist  auch  betreffs  der  Dauer  der  Gültigkeit  der 
Kapitulationen  wieder  die  staatsrechtliche  von  der  völkerrecht- 
lichen Bindung  zu  scheiden. 

Stellen  sich  die  ersten  Kapitulationen  als  einseitig  wider- 
rufliche Gnadenakte  des  Sultans  dar,  so  ersehen  wir  daraus,  daß 
der  Sultan  entsprechend  der  Stellung  der  Herrscher  im  abso- 
luten Staat  nur  für  seine  Person  eine  Bindung  eingeht,  die  sein 
Leben  keinesfalls  überdauert.  Er  ist  die  Macht,  sein  Wille  ist 
maßgebend,  und  diesen  seinen  Willen  gibt  er  kund.  Sein  Nach- 
folger braucht  sich  deshalb  an  seine  Versprechungen  nicht  zu 
halten.  Soll  dieser  Wille  aber  auch  für  sein  Volk  Gesetz  sein, 
so  hat  auch  der  absolute  Herrscher  dieses  zu  verkünden,  zu  ver- 
ordnen. Erst  von  diesem  Augenblick  an  sind  seine  Untertanen 
gebunden,  dem  Gesetze  Folge  zu  leisten,  das  nicht  durch  An- 
tritt eines  neuen  Monarchen  zur  Regierung  einfach  hinfällig 
werden  kann. 

Bezüglich  der  Kapitulationen  der  ersten  Zeiten  scheint  die 
Auffassung  nun  nicht  geklärt  zu  sein,  ob  eine  Bindung  des  ab- 
soluten Herrschers  nach  außen  und  nach  innen  erfolgt  ist.  Einige 
Schriftsteller  behaupten,  daß  die  Kapitulationen  ihrem  innersten 
Wesen  nach  von  der  Erhaltung  eines  Mannes  auf  dem  Throne 
abhängig  waren,  dem  das  Recht  zustand,  sie  jederzeit  zu  wider- 
rufen, und  bei  dessen  Tode  etwaige  Verbindlichkeiten  von  selbst 
erloschen.  Andere  dagegen  neigen  dazu,  schon  eine  innere  Bindung 
der  Nation  durch  Erlaß  des  Sultans  anzunehmen,  die  die  Nation 
als  solche  unabhängig  vom  Leben  des  Herrschers  an  das  ver- 
kündete Gesetz  verpflichtet.  —  In  der  Praxis  scheinen  die  Mächte 
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zu  keiner  klaren  Entscheidung  für  die  eine  oder  andere  Auffassung 
gelangt  zu  sein.  Deshalb  hat  wohl  auch  z.  B.  die  französische 
Regierung  mit  dem  jeweiligen  Tode  eines  Herrschers  die  erneute 
Bestätigung  der  Kapitulationen  bis  zum  Jahre  1740  immer  wieder 
vornehmen  lassen.  Ob  dies  in  Verkennung  des  rechtlichen  Stand- 
punktes geschah,  ob  von  völkerrechtlichen  Grundsätzen  in  der 
heutigen  Anschauungsweise  damals  überhaupt  noch  nicht  gesprochen 
werden  konnte,  oder  ob  die  französische  Regierung  sich  nicht 
nur  von  Erwägungen  politischer  Natur  leiten  ließ,  bleibe  dahin- 
gestellt. Sicher  ist,  daß  als  praktischer  Erfolg  der  Erneuerungen 
erzielt  wurde,  daß  die  Fremden  im  Orient  auch  mit  der  Thron- 
besteigung eines  neuen  Herrschers  immer  wieder  eine  äußerliche 
Beruhigung  für  die  weitere  Sicherheit  ihrer  exponierten  Stellung 
erhielten. 

Anders  verhält  es  sich  mit  der  Dauer  der  Vereinbarungen  in 
einem  konstitutionellen  Staate.  In  ihm  handelt  der  Souverän 
sozusagen  als  Vertreter  seines  Landes  direkt  für  dieses.  Seine 
persönliche  Bindung  ist  nicht  maßgebend,  sein  Tod  für  die  Dauer 
der  Verbindlichkeit  belanglos.  Er  verpflichtet  nach  außen  sein 
Land.  In  diesem  selbst  aber  werden  seine  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen gleichfalls  erst,  und  zwar  durch  ordnungsgemäße  Ver- 
kündung, zum  Gesetz.  Ist  diese  erfolgt,  so  ist  auch  die  innere 
Bindung  eingetreten,  und  es  versteht  sich  von  selbst,  daß  es  keiner 
Erneuerung  vom  völkerrechtlichen  Standpunkt  aus  bedarf. 

Werden  die  Kapitulationen  zu  völkerrechtlichen  Verträgen, 
so  sind  beide  Parteien  an  die  Vereinbarungen  in  Zukunft  gebunden. 
Ist  eine  solche  bezüglich  der  Dauer  für  eine  bestimmte  Zeit  aus- 
drücklich festgesetzt,  so  muß  sie  auch  eingehalten  werden.  —  Im 
Gegensatz  hierzu  tritt  nun  hier  und  da  in  den  Protokollen  eine 
Bindung  auf  unbestimmte  Zeit,  mit  dem  Vermerk  „auf  alle  Ewig- 
keit" auf.  V.  Liszt^)  will  bei  solchen  Verträgen  keinen  der  ver- 
tragschließenden Teile,  von  besonderer  Vereinbarung  abgesehen. 


Völkerrecht,  S.  186. 
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ohne  weiteres  zur  einseitigen  Kündigung  berechtigen.  Eine  Aus- 
nahme will  er  nur  zugestehen,  wenn  der  geschlossene  Vertrag  eine 
bestimmte  Sachlage  zur  Voraussetzung  macht,  und  durch  eine 
Änderung  dieser  Sachlage  die  übernommene  Verpflichtung  eine 
wesentlich  drückendere  würde.  —  Meines  Erachtens  wird  der  ge- 
schlossene Vertrag  immer  eine  bestimmte  Sachlage  voraussetzen, 
und  die  Partei,  die  sich  nicht  mehr  an  den  „auf  alle  Ewigkeit" 
geschlossenen  Vertrag  zu  halten  gedenkt,  wird  immer  die  so  dehn- 
bare „veränderte  Sachlage"  anführen  können.  Daher  erscheint 
diese  Einschränkung  der  Kündigung  unbefristeter  Verträge  nicht 
einschlägig.  Es  scheint  mir  vielmehr  der  Vermerk  „auf  alle  Ewig- 
keit" nur  als  Formel  aufgefaßt  werden  zu  müssen,  die  es  aller- 
dings erschwert,  eine  bestimmte  Geltungszeit  für  solche  Verträge 
zu  präzisieren,  denen  man  aber  im  Voraus  die  Zulässigkeit  einer 
Revision  unter  gewissen  Voraussetzungen  wird  zugestehen  müssen.^) 
Ein  treffendes  Urteil  über  das  Beifügen  einer  solchen  Bestimmung 
bei  völkerrechtlichen  Verträgen  findet  man  bei  Jellinek  in  seiner 
Abhandlung  über  die  rechtliche  Natur  der  Staatenverträge,  in  der 
er  sagt,  daß  die  Ewigkeit  der  Verträge  unsinnig  sei,  weil  sie  un- 
vereinbar ist  mit  der  naturgemäßen  Entwicklung,  d.  h.  mit  der 
Veränderung  der  Menschheit  und  der  Völker,  und  weil  sie  des- 
halb auch  in  Widerspruch  mit  dem  richtigen  Rechtsbegriff  steht. 

3.  Vorversuche. 

Den  besten  Stützpunkt,  um  eine  Änderung  oder  Abschaffung 
der  Kapitulationen  vorzunehmen,  fand  die  Türkei  in  dem  Protokoll 
des  Pariser  Vertrages  vom  25.  März  1856,  in  dem  die  Mächte  die 
Erklärung  abgegeben  hatten,  daß  diese  Verträge  einem  Zustand 
entsprächen,  dem  der  gegenwärtige  Vertrag  (gemeint  ist  die  formelle 
Aufnahme  der  Türkei  in  die  Völkerrechtsgemeinschaft)  ein  Ende 
zu  machen  notwendig  bestrebt  sein  müsse.  —  Seit  dieser  Zeit 
sehen  wir  die  Türkei  an  der  Arbeit,  die  obige  Erklärung  in  die 


V.  Martens,  Völkerrecht,  S.  427. 
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Tat  umzusetzen.  Schon  1867,  bestätigt  durch  ein  Protokoll  von 
1868,  wurde  den  Franzosen  das  Privileg  genommen,  sich  in  Grund- 
eigentumsfragen die  Unterstützung  ihrer  Konsuln  zu  sichern.  Ge- 
lang es  auch  der  türkischen  Regierung  nicht,  eine  Abschaffung  der 
Kapitulationen  alsbald  en  bloc  vorzunehmen,  so  wurde  doch  immer 
wieder  versucht,  einzelne  Bestimmungen  der  Kapitulationen  in 
irgendeiner  Weise  zu  verändern,  abzuschwächen  oder  gar  abzu- 
schaffen. Dieses  war  ein  grundlegender  Gedanke  der  Politik  der 
Pforte,  der  sie  wahrscheinlich  auch  veranlaßte,  ihren  Einfluß  auf 
Ägypten  dahin  auszuüben,  eine  juristische  Reform  mit  dem  Aus- 
blick auf  Abschaffung  der  fremden  Autonomie  einzuführen,  um  so 
für  sich  selbst  einen  Präzedenzfall  für  die  Zukunft  zu  schaffen. 
Die  Türkei  ihrerseits  wurde  immer  genauer  in  der  Anwendung 
der  Kapitulationen,  besonders  bezüglich  der  konsularischen  Vor- 
rechte. Ein  Memorandum  an  die  Gesandten  vom  7.  Juli  1869  ent- 
hält den  formellen  Einspruch  der  Pforte  gegen  die  Kapitulationen 
und  ihren  Mißbrauch.  Es  heißt  darin :  ^)  „Es  steht  fest,  daß  man 
in  der  Praxis  den  Kapitulationen  eine  Elastizität  gibt,  die  sie  nicht 
vertragen,  und  daß  neben  den  schon  ganz  außergewöhnlichen  Privi- 
legien, die  durch  diese  Akte  gewährt  sind,  noch  deutliche  Miß- 
bräuche bestehen,  die  auch  noch  ständige  Schwierigkeiten  ver- 
ursachen." Aus  dieser  Erklärung  hat  die  Pforte  die  Folgerung 
gezogen,  den  Konsuln  das  Recht  abzusprechen,  einer  vorrecht- 
lichen absoluten  Exterritorialität  in  Zivil-  und  Strafsachen  teilhaftig 
zu  werden,  die  ihnen  ebenso  wie  den  direkten  Repräsentanten  der 
Mächte  bisher  zustand.^)  —  Mit  mehr  Grund  versagte  die  türkische 
Regierung  diese  Rechte  den  Dragomanen  und  sonstigen  Angestellten 
der  Konsulate,  deren  Rechte  schon  an  sich  in  den  Abmachungen 
und  Kapitulationen  nicht  klar  geregelt  waren,  weil  es  die  Türkei 
zum  Teil  absichtlich  vermieden  hatte,  das  die  nationale  Eigenliebe 
verletzende  Institut  der  Dragomanatassistenz  irgendwie  durch  den 

1)  Un  Anc.  Dipl.,  S.  278. 

2)  Vgl.  hierzu  Noten  der  Mächte  vom  25.  Dez.  1881  und  25.  Febr.  1882. 
Kivier,  Principes  du  droit  des  gens,  Paris  1896,  S.  543  ff. 
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Akt  einer  staatlichen  Gesetzgebung  festzulegen  (vgl.  Ziemke,  Die 
Dragomanatassistenz  vor  den  türkischen  Gerichten.  Berlin  1912). 
Das  Bestreben  der  leitenden  Stellen  ging  auch  dahin,  die  Stellung 
und  Vorrechte  der  Dragomane  einzuschränken  durch  die  Vertretung 
des  Standpunktes,  daß  der  Dragoman  bei  Streitigkeiten  eine  Zu- 
ziehung nicht  verlangen  könne,  und  daß  im  Falle  seiner  Abwesen- 
heit von  einer  Sitzung  der  einheimischen  Justiz  doch  nicht  Ab- 
stand genommen  zu  Vierden  brauche.^)  So  wollte  man  von  türkischer 
Seite  neuerdings  namentlich  die  Kapitulationen  ausgelegt  wissen, 
indem  man  die  bestehende  Regel  nur  als  einen  Mißbrauch  ansah, 
während  sich  die  Mächte  in  dieser  Frage  auf  den  Text  der  Kapitu- 
lationen selbst  beriefen.  Der  Erfolg  war  jedenfalls  anders,  als  die 
Türkei  es  beabsichtigte.  Der  Versuch  der  Entledigung  oder  der 
passenderen  Auslegung  des  verbrieften  Rechtes  mißlang,  und  es 
erfolgte  eine  verstärkte  Betonung  und  Vertretung  des  Kapitula- 
tionensystems. 

In  Sachen  des  Protektorates  über  Eingeborene  war  ein  solches 
zuerst  von  selten  der  Türkei  in  den  Kapitulationen  bewilligt  worden 
für  die  Eingeborenen,  die  im  Dienste  der  Botschaft,  der  Konsulate 
und  Gesandtschaften  standen.  Naturgemäß  bildeten  sich  auch  auf 
diesem  Gebiet  noch  erweiterte  Auslegungen  der  gewährten  Privi- 
legien heraus,  besonders  dadurch,  daß  sich  mancher  osmanische 
Untertan  naturalisieren  ließ,  um  so  die  Privilegien  der  sogenannten 
„prot^gös  ötrangers"  zu  genießen.  Dem  war  die  türkische  Re- 
gierung jedoch  entgegenzutreten  bestrebt,  indem  sie  ein  Verbot 
des  Protektorates  Eingeborener  erließ  nnd  ohne  ausdrückliche  Be- 
willigung eine  Naturalisation  jedem  osmanischem  Untertan  unter- 
sagte.^) Aus  dieser  Frage  entwickelten  sich  weitere  Differenzen, 
bei  denen  die  türkische  Regierung  immer  wieder  bewies,  wie 
sehr  ihr  daran  gelegen  war,  ihre  Autorität  den  Mächten  gegen- 
über nach  Möglichkeit  zu  wahren  und  das  ihr  beschnittene  Recht 

^)  Vgl.  hierzu  Bosset,  S.  46. 

^)  Vgl.  den  amerikanisch-türkischen  Zwischenfall  erörtert  in  den 
Blättern  für  vergleichende  Rechtswissenschaften,  Januar  1906. 
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der  Geltendmachung  ihrer  freien  Souveränität  wieder  in  vollem 
Umfange  auszuüben. 

Ein  erneuter  Schritt,  um  sich  von  der  Last  der  Kapitulationen 
zu  befreien,  wax  der  Versuch  einer  weiteren  Besteuerung  der  Aus- 
länder. —  Das  alte  Kriegsrecht  des  Islams  bestimmte  in  einem 
Abschnitt  über  die  Steuer  der  Ausländer  (Dschisiel, daß  ein 
befreiter  Ungläubiger  in  einem  islamitischen  Staate  nicht  länger 
als  ein  Jahr  sich  aufhalten  dürfe,  um  von  der  Kopfsteuer  befreit 
zu  sein,  wenn  keine  das  Gegenteil  stipulierenden  Traktate  be- 
ständen. Im  Osmanischen  Reiche  konnte  diese  Bestimmung  nicht 
in  Frage  kommen,  da  die  Kapitulationen  mit  allen  europäischen 
Mächten  die  Steuerfreiheit  der  Europäer  statuierten,  abgesehen 
von  der  Entrichtung  von  Zöllen,  die  den  Kaufleuten  zur  Last 
fielen,  und  die  allerdings  in  äußerst  beschränkte  Grenzen  ver- 
wiesen waren.  Da  der  Verkehr  im  Osmanischen  Reiche  im  Laufe 
der  Zeiten  jedoch  einen  Umfang  angenommen  hatte,  der  die 
Ausfuhr  (berechnet  nach  den  Berichten  der  Jahre  1906/7)^)  zu 
einer  Höhe  von  326,5  und  die  Einfuhr  zu  einer  solchen  von 
520,5  Millionen  Mark  gesteigert  hatte,  so  war  es  erklärlich,  daß 
der  zugestandene  Ausfuhrzoll  von  1 7o  und  der  Einfuhrzoll  von 
8  %  den  gesteigerten  Bedürfnissen  des  Türkischen  Reiches  keines- 
wegs genügte.^' ^)  Die  türkische  Regierung  stellte  nun  die  Be- 
hauptung auf,  die  Erhebung  dieses  Zolles  sei  gar  kein  Privilegium 
des  Ausländers;  denn  das  durch  einen  osmanischen  Untertan  ein- 
oder  ausgeführte  Erzeugnis  unterliege  auch  nur  denselben  Zöllen 
in  gleicher  Höhe.  Sie  habe  bisher  nur  die  Ware  und  nicht  die 
Nationalität  des  Händlers  als  maßgebend  für  diese  Besteuerung 
betrachtet  und  wolle  daher  eine  neue  Taxe  einführen,  die  das 
Individuum  als  solches  träfe,  das  Im-  und  Export  als  Handel 
betreibe,  ganz  gleich,  ob  es  osmanischer  Untertan  oder  Ausländer 

^)  Hammer,  Osman.  Staatsverfassung,  Bd.  1,  S.  174. 
2)  Bachems  Staatslexikon. 

Nur  das  Ein-  und  Ausgeführte  war  mit  Zoll  zu  belegen. 
*)  Näheres  Becker,  S.  279;  Heidborn,  Finances  II,  S.  25  ff. 
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sei.  Unter  Berufung  auf  die  Kapitulationen  verweigerten  aber 
die  Mächte  ihre  Zustimmung  zur  Erhebung  dieser  neuen  Steuer. 
Die  auf  das  energische  Drängen  der  Türkei  für  diese  Angelegen- 
heit von  den  Mächten  ausdrücklich  eingesetzte  Prüfungskommission 
erklärte  diese  Pläne  und  Anschauungen  als:  alterant  le  caractere 
des  capitulations  et  portant  atteinte  aux  immunit^s  accordees 
aux  6trangers  par  ces  traites.^)  —  Nach  Überwindung  unzähliger 
Schwierigkeiten  gelang  es  jedoch  der  osmanischen  Regierung  nun- 
mehr im  Jahre  1907,  wenigstens  die  Zustimmung  der  Mächte  zu 
einer  Erhöhung  des  Einfuhrzolles  auf  ll^o  zu  erhalten.^)  Eine 
erneute,  für  die  Festigung  und  Reform  der  türkischen  Finanzen 
unbedingt  erforderliche  Erhöhung,  wie  sie  um  weitere  4^0  vor- 
gesehen war,  ließ  sich  jedoch  nicht  durchsetzen  und  scheiterte 
besonders  an  dem  Widerstande  Englands,  dessen  orientalische 
Politik  sich  wie  in  so  vielen  Fragen^)  auch  hier  nicht  von 
russischem  Einfluß  zu  befreien  vermochte. 

Ein  schnelleres  Nachgeben  von  selten  der  Mächte  gegenüber 
dem  Drängen  der  Türkei,  von  einem  entwickelten  Rechte  aus 
den  Kapitulationen  Abstand  zu  nehmen,  findet  man  im  Überein- 
kommen über  .die  allgemeine  Stempelsteuer  von  1894.  Ihr  unter- 
liegt in  proportionaler  Staffelung  jeder  öffentliche  Akt,  sei  es 
auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung,  sei  es  der  Rechtsprechung,  auch 
jede  Eingabe  an  irgendeine  lokale  Behörde.  Es  gelang  der 
türkischen  Regierung,  für  dieses  Gesetz  das  Einverständnis  der 
Mächte  zu  seiner  allgemeinen,  für  Fremde  wie  Eingeborene  gültigen 
Einführung  zu  finden,  von  dem  nur  die  Eingaben  der  Fremden 
an  ihre  offiziellen  Vertretungen  befreit  sein  sollten.  (Daß  die 
Gründe  hierfür  jedoch  mehr  egoistischer  Natur  waren,  indem 
diese  Steuer    der    unter  der  Aufsicht  der  Mächte  stehenden 

1)  Anc.  Diplom,  S.  286. 

^)  Vgl.  weitere  Ausführungen,  Heidborn,  Droit  public  ottoman  II, 
S.  174ff. 

^)  Vgl.  die  englische  Gendarmeriefrage  in  den  östlichen  kleinasiat. 
Provinzen.    Un  Anc.  Grand- V^zir,  S.  363. 
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Dette  publique  zugute  kam,  soll  jedoch  nicht  verschwiegen 
werden.)  ^'  ^ 

Ermutigt  durch  ähnliche  Erfolge  statuierte  die  türkische 
Regierung  in  einem  Memorandum  anläßlich  des  Friedensschlusses 
mit  Griechenland  im  Jahre  1897,  daß  die  Abschaffung  der 
Kapitulationen  durch  den  Krieg  erfolgt  sei.  Die  gegenteilige 
Auffassung  der  griechischen  Regierung,  vorher  noch  begründet 
mit  der  Unsicherheit  der  türkischen  Gerichtsbarkeit,  lautete :  ^) 
„Le  gouvernement  royal  croit  etre  sür  que  les  Puissances 
dans  l'interet  meme  de  leurs  nationaux  ne  toleraient  ni  l'abro- 
gation  du  droit  de  la  Grece  aux  privilöges  des  capitulations, 
ni  une  modification  sous  quelque  forme  ou  sous  quelque  pretexte 
que  ce  füt .  .  ."  So  geben  denn  auch  die  Großmächte  ihre  An- 
sicht in  folgenden  Worten  wieder:*)  „Ce  serait  un  precedent 
dangereux  d'admettre  la  suppression  des  capitulations  pour  une 
nationalite  chretienne  qui  en  a  joui  jusqu'ä,  present." 

Es  war  einzig  und  allein  das  Deutsche  Reich,  bei  dem  es 
der  türkischen  Regierung  gelang,  es  zu  bewegen,  im  Jahre  1890 
sogar  en  bloc  auf  die  ihm  auf  Grund  der  Kapitulationen  zu- 
gestandenen Privilegien  Verzicht  zu  leisten.^)  Dies  war  ein  be- 
deutender Erfolg  der  Türkei,  gleichgültig,  auf  welche  Gründe  er 
zurückzuführen  war,  und  kam  dem  sehnlichsten  Wunsche  des 
Sultans  entgegen,  im  allgemeinen  einem  Suzeränitätsverhältnis  ein 
Ende  machen  zu  können.  Auf  dieser  Grundlage  vermochte  die 
türkische  Regierung  weiterzubauen,  da  sie  damit  in  der  Lage 
war,  auch  den  anderen  Mächten  gegenüber  durch  Hinweis  auf 

^)  Vgl.  die,  nach  größtem  Entgegenkommen  von  türkischer  Seite,  fast 
gelungene  Einigung  bez.  der  Bagdadbahn-Interessen  und  ihr  Scheitern  an 
dem  Verlangen  Rußlands,  eine  Aufsichtsratstelle  in  der  Dette  publique 
einzunehmen.    Anc.  Grand-Vezir,  S.  363. 

2)  Über  die  Dette  publique  cf.  Heidborn,  Finances  H,  S.  235  ff. 

»)  Nouveau  Recueil  G^n^ral,  v.  Martens -Skerst,  2.  Ser.,  XXVHI, 
S.  643. 

Staatsarch.  62,  Nr.  11834. 
^)  Die  Abschaffung  bei  einigen  anderen  Staaten,  S.  35. 
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diesen  Präzedenzfall  ihre  weiteren  Abschaffungsversucbe  zu  be- 
fürworten. Allerdings  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  diesem 
gelungenen  Vorversuch  einer  Abschaffung  der  Kapitulationen  ein 
voller  Erfolg  infolge  der  Meistbegünstigungsklausel  so  lange  vor- 
enthalten bleiben  mußte  und  sollte,^)  bis  alle  Staaten  ihrerseits 
unter  den  gleichen  Umständen  auf  deren  Existenz  verzichtet  hatten, 
was  im  Protokoll  ausdrücklich  hervorgehoben  war!  (Vgl.  die  weitere 
auf  Abschaffung  der  Kapitulationen  gerichtete  Tendenz  der  Türkei 
im  österreichisch-türkischen  Abkommen  vom  26.  Februar  1909  und 
den  italienisch-türkischen  Vertrag  vom  18.  Oktober  1912.) 

Durch  den  Berliner  Vertrag  von  1878  wurde  die  Türkei  in 
den  hier  in  Rede  stehenden  Beziehungen  selbst  nicht  unmittelbar 
berührt.  Mit  den  Mächten  wurde  jedoch  vereinbart,  daß  die  auf 
Grund  von  Kapitulationen  bestehende  konsularische  Jurisdiktion 
in  Bulgarien,  Serbien  und  Rumänien  in  Kraft  bleiben  solle,  bis 
sie  durch  gemeinsames  Einverständnis  beseitigt  werde.  Die  dies- 
bezüglichen Versuche  blieben  auch  dort  nicht  aus  und  führten  zu 
dem  Ergebnis,  daß  die  Kapitulationen  in  den  aü  geführten  Ländern 
beseitigt  wurden. 

1)  U.  a.  Heidborn,  Droit  ottoman  II,  S.  177. 
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B.  Durch  den  Krieg. 

1.  Im  allgemeinen. 

Durch  den  Krieg  wird  eine  Lage  geschaffen,  die  nur  die 
Staaten  unter  sich  berührt,  die  aber  nicht  direkt  eingreift  in  die 
privaten  Verhältnisse  der  Völker.  Theoretisch  gesprochen,  kämpfen 
nicht  Mensch  gegen  Mensch,  sondern  der  eine  Staat  gegen  den 
anderen,  die  Idee  des  einen  Staates  wird  gegen  die  des  anderen 
ausgespielt.  Diese  Anschauung  kommt  auch  zum  Ausdruck  in 
einer  Formulierung  des  zweiten  Haager  Abkommens  von  1907, 
in  der  vermerkt  ist,  das  durch  den  Krieg  lediglich  die  Beziehungen 
zwischen  den  Staaten  getroffen  werden.  Daher  fallen  ihm  völker- 
rechtliche Verträge  zum  Opfer,  denen,  wie  Dernburg  in  seinen 
„Neujahrsgedanken  1916"  mit  Recht  bemerkt,  stets  die  eigentliche 
Sanktion  gefehlt  hat,  d.  h.  die  reale  Macht,  die  dahinter  steht, 
um  ihre  Durchführung  oder  ihre  Aufrechterhaltung  zu  erzwingen. 
(Anders  steht  es  um  das  Mittel,  das  Dernburg  vorbringt,  und  das 
in  der  Anwendung  eines  Weltboykottos  aller  Völker  gegen  den 
Verletzer  des  völkerrechtlichen  Vertrages  bestehen  soll.)  —  Im 
dogmatischen  Teil  sahen  wir,  daß  es  vor  dem  Kriege  zur  Endigung 
solcher  Verträge  besonderer  Verhältnisse  bedurfte,  auf  die  sich 
der  eine  oder  andere  Kontrahent  berufen  konnte.  Meistens  wird 
nun  angeführt,  daß  der  Krieg  selbst  ein  solch  veränderter  Um- 
stand ist,  durch  den  die  Möglichkeit  einer  Aufhebung  nach  der 
clausula  rebus  sie  stantibus  gegeben  sei.  Dabei  wird  jedoch  nicht 
genügend  beachtet,  daß  es  wohl  einer  Scheidung  bedarf  zwischen 
dem  Krieg  als  Endigungsgrund  von  Verträgen  und  dem  Vorliegen 
veränderter  Umstände,  die  nach  der  clausula  rebus  sie  stantibus 
einen  Endiguugsgrund  jener  darstellen  können;  denn  beide 
Endigungsgründe  sind  doch  verschieden  in  Wesen  und  Wirkung.^) 

^)  Näheres  vgl.  Schätzel,  Der  Krieg  als  Endigungsgrund  von  Ver- 
trägen, 1911. 
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Fest  steht  jedenfalls,  daß  durch  den  Krieg  eine  Aufhebungs- 
möglichkeit resp.  eine  Berechtigung  zur  Aufhebung  statuiert  ist. 
Es  fragt  sich  nur,  ob  und  wie  diese  in  Erscheinung  tritt.  —  Seitens 
der  Türkei  ist  die  Aufhebung  der  Kapitulationen  in  diesem  Kriege, 
mit  Wirkung  vom  1.  Oktober,  im  September  1914  durch  einen 
Beschluß  des  Ministerrates  erfolgt.^)  —  Es  kann  bei  dieser  Ge- 
legenheit darauf  hingewiesen  werden,  daß  durch  Ausbruch  des 
Krieges  die  Interessen  der  Großmächte  bezüglich  der  Türkei  noch 
widerstreitendere  geworden  sind,  daß  ihre  bisher  geübte  Kontrolle 
von  ihrer  Autorität  sehr  viel  einbüßt,  da  der  Krieg  die  Mächte 
verhindert,  als  Einheit  aufzutreten.  Man  kann  daher  Dambitsch  ^) 
nur  beipflichten,  der  aus  diesen  Gründen  gegenüber  den  sich 
widerstreitenden,  unter  einer  gemeinschaftlichen  Basis  nicht  mehr 
zu  vereinigenden  Interessen  der  Großmächte  der  Pforte  direkt 
das  Recht  zuspricht,  sich  selbst  die  Entscheidung  über  die  Fort- 
dauer der  Kapitulationen  vorzubehalten. 

Im  Jahre  1845  erklärte  der  amerikanische  Staatssekretär 
Sir  Buchanan  in  einem  Schreiben  an  den  englischen  Gesandten, 
daß  es  im  Völkerrecht  eine  allgemeine  Regel  sei,  daß  der  Krieg 
alle  zwischen  ^den  kriegführenden  Mächten  bestehenden  Verträge 
beende.  Diese  Ansicht  in  dieser  allgemeinen  Form  ist  jedoch  in 
der  Theorie  äußerst  strittig  und  hat  auch  in  der  Praxis  keine 
einheitliche  Annahme  erfahren. 

Die  Anhänger  der  sogenannten  Vertragsvernichtungstheorie, 
zu  denen  unter  anderen  v.  Liszt  gehört,  behaupten,  daß  alle 
zwischen  den  kriegführenden  Staaten  bestehenden  zweiseitigen 
Verträge,  die  nicht  erst  unter  der  Voraussetzung  eines  Kriegs- 
zustandes ihre  Wirksamkeit  entfalten,  erlöschen.  Dies  ist  auch 
die  allgemeine  Anschauung  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  gewesen, 
ohne  daß  für  sie  jedoch  bei  den  Theoretikern  sich  eine  ausführ- 

1)  Den  Text  der  türkischen  Note  über  die  Aufhebung,  erstmalig 
veröffentlicht  bei  Strupp,  Diplomatische  Aktenstücke  zur  orientalischen 
Frage,  Gotha  1916. 

Deutsche  Juristen-Zeitung,  19.  Jahrgang,  No.  21/22. 
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liebere  Begründung  gefunden  hätte.  Wheaton  z.  B.,  in  seinen 
„Elements  of  international  law",  1847,  sagt  nur:  „Les  trait6s 
expirent  naturellement  en  cas  de  guerre  entre  les  parties  con- 
tractantes."  —  Da  nun  die  Kapitulationen  als  völkerrechtliche 
Verträge  angesehen  werden,  würden  sie  nach  dieser  Auffassung 
mit  Kriegsausbruch  schon  von  selbst  erlöschen,  und  es  würde  dann 
einer  ausdrücklichen  Kündigung  nicht  mehr  bedürfen.  Als  allgemein 
gültige  These  läßt  sich  jedoch  dies,  wie  bereits  gesagt,  nicht  be- 
haupten. Man  kann  deshalb  nicht  mit  Wheaton  sagen,  daß  das 
Erlöschen  der  Verträge  durch  Kriegsausbruch  natürlich  sei. 

Die  Praxis  der  Türkei  bietet  für  das  Erlöschen  der  Verträge 
auch  nur  einige  Beispiele,  die  überdies  nicht  ganz  einwandfrei  sind. 
Im  Friedens  vertrage  von  San  Stefano  zwischen  Rußland  und  der 
Türkei  vom  3.  März  1878  heißt  es:^)  „Tous  les  traites,  Conventions 
et  engagements  antörieurement  conclus  entre  les  deux  hautes 
parties  contractantes,  relativement  au  commerce,  k  la  juridiction 
et  ä  la  Position  des  sujets  russes  en  Turquie,  et  qui  avaient  ete 
supprimes  par  Fetat  de  guerre,  seront  remis  en  vigueur."  Das 
heißt  meines  Erachtens,  die  Verträge,  die  durch  den  Kriegs- 
zustand erloschen  waren,  sollen  wiederhergestellt  werden. 
Andere  behaupten  hingegen,  daß  man  wortgetreu  „supprimös"  mit 
unterdrückt,  d.  h.  verletzt,  übersetzen  müsse,  so  daß  der  Sinn  dann 
wäre,  daß  die  widerrechtlich  verletzten  Verträge  erneut  wieder  in 
Kraft  treten.  —  Ahnlich  verhält  es  sich  mit  der  Formel  im  türkisch- 
serbischen Friedensvertrage  vom  28.  Februar  1877:^)  „rötablisse- 
ment  complet  et  sans  exception  de  tous  les  traites."  —  Deutlicher 
drückt  sich  die  türkische  Regierung  aus  in  dem  Text  der  im 
Jahre  1897  aufgestellten  Forderungen  für  den  Friedensschluß 
zwischen  Griechenland  und  der  Türkei:^)  „Tous  les  traites  entre 
la  Turquie  et  la  Gröce  se  trouvant  abolis  par  le  fait  de  la  guerre ..." 
—  Den  Standpunkt  der  Mächte  vertritt  eine  Note  desselben  Jahres, 

1)  N.  R.  G.,  2.  Ser.,  HI,  S.  246. 
«)  N.  R.  G.,  2.  Ser.,  III,  S.  171. 
»)  N.  R.  G.,  2.  Ser.,  XXVIII,  S.  651. 
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in  der  gesagt  wird:  ^)  „Les  Gouvernements  des  Grandes-Puissances 
sont  d'avis  que,  si  les  traitös  entre  deux  belligörants  sont  en 
principe  annulös  par  l'etat  de  guerre  .  .  ."  Die  Note  vermeidet 
eine  unzweideutige  Feststellung,  daß  die  Verträge  tatsächlich 
erloschen  sind.  Sie  setzt  nur  den  Fall,  was  geschehen  soll,  wenn 
man  die  Verträge  als  erloschen  betrachtet.  Ich  werde  des  Weiteren 
nachzuweisen  suchen,  daß  die  Note,  wenn  sie  es  auch  nicht  aus- 
drücklich sagt,  innerlich  den  Standpunkt  vertreten  muß,  daß  der 
Krieg  die  Kapitulationen  aufhebt. 

Nimmt  man  an,  daß  die  Kapitulationen  von  selbst  erlöschen, 
so  haben  sie  damit  nur  in  völkerrechtlicher  Beziehung  ihre  Wirkung 
von  selbst  verloren.  Die  ordnungsgemäß  verkündeten  Verträge, 
die  nach  innen  zu  staatsrechtlicher  Geltung  gelangt  sind,  würden 
dagegen  innerhalb  des  Reiches  weiterbestehen,  wenn  sie  nicht 
ausdrücklich  annulliert  würden.  Daß  eine  diesbezügliche  einseitige 
Aufhebung  daher  noch  erfolgen  kann,  nachdem  die  Voraussetzungen 
völkerrechtlicher  Natur  nicht  mehr  zutreffend  sind,  ist  anzunehmen. 
In  diesem  Sinne  muß  daher  auch  die  erfolgte  Aberkennung  der 
Kapitulationsrechte  Italiens  durch  Beschluß  des  türkischen  Minister- 
rates in  der  Erklärung  vom  29.  September  1911  (zitiert  Ziemke  S.  2) 
aufgefaßt  werden. 

Eine  andere  Ansicht,  die  immer  mehr  Anhänger  bis  in  die 
neueste  Zeit  gefunden  hatte,  vertritt  ^)  den  Standpunkt,  daß  durch 
Kriegsausbruch  die  Verträge  nicht  von  selbst  erlöschen.  Der 
Ausbruch  eines  Krieges  hebe  vielmehr  nicht  alle  Vertragsverhält- 
nisse zwischen  den  kämpfenden  Mächten  auf,  sondern  durch 
einen  solchen  sei  nur  die  Wirksamkeit  der  Verträge  suspendiert. 
Pradi6r-Foder6  sagt:  „L'etat  de  guerre  ne  peut  en  göneral  porter 
atteinte  ä  Texistance  des  trait^s  et  peut  dans  certaines  circon- 
stances  suspendre  leur  ex6cution."  Aus  der  Praxis  könnte  man 
bezüglich  der  Türkei  z.  B.  den  Artikel  15  des  Friedens  von 
Adrianopel  vom  2.  September  1829  zwischen  Rußland  und  der 

N.  R.  G.,  2.  Ser.,  XXVIII,  S.  656. 
Wie  V.  Martens,  v.  UllmanB. 
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Türkei  zitieren,  der  von  den  Kapitulationen  handelt,  und  aus  dem 
zu  ersehen  ist,  daß  der  Bestand  der  Verträge  trotz  Kriegsausbruch 
vorausgesetzt,  und  nur  eine  Suspendierung  derselben  angenommen 
ist:  „Tous  les  traites,  Conventions  et  stipulations,  arretös  et  conclus 
ä  diff6rentes  epoques  entre  la  cour  Imperiale  de  Russie  et  la 
Sublime  Porte  Ottomane,  sont  confirmös  dans  toute  leur  force  et 
valeur."  —  In  den  Verhandlungen  über  den  Pariser  Vertrag  vom 
Jahre  1856,  in  denen  betreffs  der  Kapitulationen  die  Frage  des 
Bestandes  der  Verträge  auch  zur  Sprache  kam,  haben  die  Mächte 
es  gleichfalls^)  vermieden,  eine  präzise  Stellung  zu  dieser  Frage 
zu  nehmen,  wie  dies  dann  auch  aus  der  Fassung  des  Artikels  32 
des  Vertrages^)  hervorgeht.  —  Sind  die  Verträge  während  des 
Krieges  nur  in  der  Schwebe,  so  leben  sie  nach  dem  Kriege  von 
selbst  wieder  auf.  (Sie  werden  in  der  Praxis  jedoch  meist  noch 
ausdrücklich  wieder  bestätigt.)  Fest  steht  jedenfalls,  daß,  um  die 
in  der  Schwebe  befindlichen  Verträge  zu  beendigen,  eine  Kündigung 
zu  erfolgen  hat.  Daß  die  Berechtigung  zu  einer  solchen  einseitigen 
Kündigung  vorliegt,  ist  oben  erwähnt  worden. 

Unter  der  Voraussetzung,  daß  die  Verträge  in  ihrer  Wirk- 
samkeit während  des  Krieges  nur  suspendiert  sind,  ist  die  Er- 
klärung der  Aufhebung  der  Kapitulationen  von  selten  des  türkischen 
Ministerrates  demnach  nicht  nur  als  eine  Befreiung  des  osmanischen 
Staatsbürgers  von  der  staatsrechtlichen  Bindung  des  Vertrages 
anzusehen.  In  ihr  liegt  vielmehr  gleichzeitig  die  Kündigung  des 
Vertragsverhältnisses,  die  Befreiung  von  der  äußeren  Bindung  der 
völkerrechtlichen  Verpflichtung. 

2.  Die  türkische  Auffassung. 
Die  türkische  Regierung  war  durch  die  bei  Beginn  des  jetzigen 
Krieges  erfolgte  Aufhebung  der  Kapitulationen  nur  in  logischer 

0  Vgl.  S.  49  ff.  dieses. 

2)  N.  R.  G.,  2.  Ser.,  XV,  S.  780:  „Jusqu'ä  ce  que  les  traites  ou  Con- 
ventions qui  existaient  avant  la  gnerre  entre  les  puissances  bellig^rantes 
aient  ^t^  renouvel^s  ou  remplac^s  par  des  actes  nouveaux,  le  commerce  etc. 
.  .  .  .  aura  lieu  sur  le  pied  des  r^glements  en  vigueur  avant  la  guerre." 
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Entwicklung  ihrer  bisher  verfolgten  inneren  Tendenzen  vorgegangen. 
Sie  hatte  von  jeher  erkannt,  daß  das  Osmanische  Reich  erst  durch 
die  Aufhebung  der  Kapitulationen  die  wahre  Gleichstellung  mit 
den  anderen  europäischen  Staaten  erlangen  konnte,  auf  die  die 
Türkei  seit  ihrer  1856  erfolgten  Aufnahme  in  die  Völkerrechts- 
gemeinschaft einen  berechtigten  Anspruch  zu  haben  glaubte. 
Deligeorges  sagt  sogar:  Ipso  iure  hätte  schon  damals  dem 
anormalen  Kapitulationensystem  ein  Ende  bereitet  sein  müssen.^) 
In  analoger  Weise  wurde  nämlich  auch  bei  dem  Übergang  eines 
Staatsteiles,  in  dem  bisher  die  Kapitulatioften  herrschten,  in  die 
Herrschaft  eines  Mitgliedes  der  Völkergemeinschaft  bei  still- 
schweigendem Anerkenntnis  dieser  Veränderung,  zugleich  die 
Einwilligung  in  die  Aufhebung  der  aus  den  Kapitulationen  sich 
ergebenden  Rechte  für  dieses  Gebiet  angenommen.^)  Die  Türkei 
hatte  daher  auch  ihrerseits  allen  Grund,  schon  zu  der  Zeit  das 
Erlöschen  der  Kapitulationen  in  ihren  Gebieten  anzunehmen. 
Dieses  um  so  mehr:  „que  nous  avons  demontrö  maintes  fois  combien 
l'existence  meme  des  capitulations  porte  d'entraves  au  fonctionne- 
ment  regulier  des  institutions  et  ä  la  marche  progressive  de  la 
civilisation  dans  l'Empire".^) 

Da  die  Türkei  aber  nicht  die  innere  oder  äußere  Kraft  besaß, 
ihren  Anschauungen  Geltung  zu  verschaffen,  mußte  sie  es  immer 
nur,  auf  der  Basis  der  Annahme  einer  Berechtigung  der  Aufhebung, 
bei  den  anderen  Ortes  geschilderten,  mehr  oder  weniger  glück- 
lichen Vorversuchen  der  Aufhebung  der  Kapitulationen  bewenden 
lassen.  Auch  diesem  Bestreben  wurde  jedoch  von  selten  der 
Mächte  in  Friedenszeiten  um  so  heftiger  entgegengearbeitet,  als 
es  kaum  einen  an  den  Kapitulationen  beteiligten  Staat  gab,  dem 
daran  gelegen  war,  unter  Aufopferung  seiner  eigenen,  insgeheim 
entgegenstehenden  Interessen  die  türkische  Auffassung  zu  unter- 


1)  Deligeorges,  S.  36. 

«)  V.  Liszt,  Völkerrecht,  S.  177. 

»)  Anc.  Dipl.,  S.  279. 
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stutzen.*)  Die  Mächte  waren  sich  zu  sehr  bewußt,  bei  Unter- 
stützung eines  solchen  Bestrebens  nur  zu  einer  den  meisten 
unwillkommenen  Stärkung  und  Festigung  des  Türkischen  Reiches 
beizutragen.  —  Durch  den  Krieg  bot  sich  nun  der  Türkei  Gelegen- 
heit, ihre  Auffassung  endlich  in  die  Tat  umzusetzen.  Dabei  standen 
ihr  sowohl  rechtliche  als  auch  religiöse  Gründe  zur  Seite,  die  ihren 
Standpunkt  bezüglich  der  Aufhebung  der  Kapitulationen  rechtfertigten. 

Die  türkische  Regierung  betonte  immer  wieder,  daß  die 
Kapitulationen  nur  Konzessionen  und  Privilegien  enthielten,  die 
sie  aus  reiner  Liberalität  den  Europäern  gewährt  hatte.  ^)  Da- 
her behauptete  sie  von  vornherein,  daß  ihr  ein  Recht  der  Auf- 
hebung überhaupt  jederzeit  zustände.  Dieses  dürfe  sie  um  so  mehr 
einseitig  geltend  machen,  als  ihre  Herrscher  die  Kapitulationen  ja 
nur  als  einseitig  erteilte  Gnadenakte  angesehen  hätten.  Da  durch 
diese  eine  völkerrechtliche  Bindung  überhaupt  nicht  vorläge,  so 
bedürfe  es  nur  einer  einseitigen  Aufhebung  des  etwa  vorliegenden 
staatsrechtlichen  Aktes,  durch  den  eben  die  Kapitulationen  allein 
Gültigkeit  für  die  osmanischen  Untertanen  erlangt  hätten. 

Selbst  wenn  die  türkische  Regierung  übrigens  später  still- 
schweigend geduldet  hatte,  daß  der  Charakter  der  Kapitulationen 
sich  in  den  gegenseitiger  Verträge  wandelte,  so  hat  sie  damit 
doch  ihrer  früheren  Auffassung  von  der  Aufhebung  der  Kapitula- 
tionen —  für  den  Fall  eines  Krieges  —  den  Boden  nicht  entzogen: 
Sie  hat,  wenn  auch  der  Rechtscharakter  der  Kapitulationen  ein 
anderer  geworden  war,  nach  wie  vor  ihren  Standpunkt  vertreten, 
daß  sie  einseitig  zur  Aufhebung  der  Kapitulationen  berechtigt  sei. 
Die  Ttirkei  hat  diese  auch  nicht  einseitig  aus  sich  heraus  für  den 


Über  die  Stellung  Deutschlands  gegenüber  der  Türkei  vgl.  Pinon, 
L'Europe  et  l'Empire  Ottoman,  S.  67 ff.  und  Un  Anc.  Grand-V^zir, 
S.  358:  „Les  Turcs  ont  senti  que  la  diplomatie  allemande  n'^tait  pas  un 
partisan  acharn^  de  la  dislocation  de  l'Empire  Ottoman  et  un  soutien  des 
^l^ments  dissolvants  et  qu'elle  n'^tait  pas  non  plus  un  adversaire  acharn^ 
du  r^veil  et  du  progres  du  monde  islamique." 

U.  a.  Vandal,  Une  ambassade  fran9aise  sous  Louis  XV. 
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koükreten  Fall  dekretiert,  sondern  sie  konnte  sich  zur  Unterstützung 
ihrer  Auffassung  selbst  auf  frühere  völkerrechtliche  Vorgänge 
berufen.  Es  besagen  z.  B.  die  angeführten  Friedensverträge 
zwischen  Rußland  und  der  Türkei  von  San  Stefano  1878,  zwischen 
Serbien  und  der  Türkei  von  1877,  der  Vertrag  zwischen  Italien 
und  der  Türkei  nach  dem  Italienisch-Türkischen  Feldzug  von  1911, 
daß  die  bisher  bestandenen  Kapitulationsverträge  durch  den  Krieg 
erloschen  resp.  suspendiert  sind. 

Der  türkische  Standpunkt  über  die  Aufhebung  solcher 
völkerrechtlicher  Verträge  ist  noch  deutlich  fixiert  in  der 
angeführten  Denkschrift  vom  3.  Juli  1897  an  die  Botschafter 
betrefi"s  der  Forderungen  für  das  griechisch-türkische  Abkommen. 
Bei  dieser  Gelegenheit  haben  darauf  die  Mächte^)  nicht  aus- 
drücklich erklärt,  daß  Völkerrechtsverträge  durch  den  Krieg 
erlöschen.  Sie  haben  sich  darauf  beschränkt,  nur  klar  zum 
Ausdruck  zu  bringen,  daß  das  Erlöschen  sich  nur  auf  die 
Verträge  beziehe,  die  zwischen  den  Kriegführenden  geschlossen 
waren.  Dazu  bedurfte  es  aber  keiner  besonderen  Feststellung; 
denn  daß  Verträge  zwischen  Kriegführenden  nicht  eingehalten 
werden,  ergibt  sich  von  selbst.  Es  ist  deshalb  durchaus  richtig, 
wenn  die  Türkei  aus  dem  Satze,  daß  Verträge,  die  mit  anderen 
Mächten  zugunsten  einer  bekriegten  Nation  geschlossen  sind, 
aufrechterhalten  werden  müssen,  die  Folgerung  zieht,  daß  Verträge 
zwischen  kriegführenden  Staaten  von  selbst  erlöschen. 

In  ihrer  Antwort  auf  die  ebenerwähnte  Note  der  Botschafter 
beharrte  sie  auch  ausdrücklich  auf  ihrem  Standpunkt  und  sagt:  „En 
ce  qui  concerne  le  renouvellement  sur  la  base  des  principes  du 
droit  international  des  traites  entre  la  Turquie  et  la  Gr6ce,  qui  se 
trouvent  abolis  par  suite  de  Fetat  de  guerre,  le  mömorandum  de 
leurs  Excellences  les  Ambassadeurs  fait  ressortir  la  n6cessit6  de 
maintenir  certains  privileges  et  immunit^s  conced6s  aux  Hell^nes 
en  vertu  d'arrangements,  conclus  avec  les  Grandes  Puissances." 


\)  Wie  bereits  ö.  50  angeführt. 
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Diese  Erklärung  enthält  implicite  den  Gedanken,  daß  die  Kapitu- 
lationen, wie  sie  zwischen  kriegführenden  Mächten  nicht  beobachtet 
werden,  anderseits  zwischen  nichtkriegführenden  Mächten  ihre 
Geltung  behalten. 

Im  September  1914  erfolgte  die  Aufhebung  der  Kapitulationen 
durch  ein  Gesetz  nach  Beschluß  des  maßgebenden  Organes,  um 
den  Staat  von  der  nach  türkischer  Anschauung  etwa  noch  be- 
stehenden inneren  Bindung  zu  befreien.  —  Vielfach  wird  sogar 
behauptet,  daß  auch  das  zur  Ausführung  eines  völkerrechtlichen 
Vertrages  ergangene  Gesetz  von  selbst  hinfällig  werde,  wenn  der 
Vertrag  aus  irgendeinem  Grunde  seine  Gültigkeit  verliere.  Dem- 
nach würde,  wenn  durch  den  Krieg  der  völkerrechtliche  Vertrag 
z.  B.  vernichtet  ist,  das  nationale  Gesetz  von  selbst  außer  Kraft 
sein,  und  es  keiner  besonderen  Aufhebung  bedürfen.^)  —  Meines 
Erachtens  ist  der  von  selten  der  türkischen  Regierung  eingenommene 
Standpunkt  vorzuziehen,  daß  die  innere  Bindung  —  ihr  Bestehen 
angenommen  —  in  ihrem  Fortbestehen  unabhängig  bleibt  von  dem 
Aufhören  des  äußeren  völkerrechtlichen  Vertrages:  Ein  völker- 
rechtlicher Vorgang  kann  auf  innerstaatliche  Gesetze  ohne  weiteres 
eine  Wirkung  nicht  ausüben.  Ist  es  meist  der  Fall,  daß  der 
Beginn  der  Gültigkeit  von  Vertrag  und  Gesetz  auseinanderfallen, 
so  kann  juristisch  gewiß  nichts  Anormales  darin  gefunden  werden, 
daß  Vertrag  und  Gesetz  auch  zu  verschiedenen  Zeiten  ein  Ende 
finden.  —  Eine  ausdrückliche  Aufhebung  der  Kapitulationen  steht 
deshalb  im  Einklang  mit  der  inneren  Auffassung  der  türkischen 
Regierung. 

Mehr  als  sonst  forderten  jedoch  mit  Kriegsausbruch  Gründe 
ökonomischer  Natur  die  Aufhebung  eines  Systems,  das  schon  im 
Frieden  in  der  Türkei  besonders  fühlbar  wurde  und  gegen  Zweck 
und  Vi^'ohlergehen  des  Staates  verstieß.  Es  war  schon  zu  Friedens- 
zeiten unmöglich,  eine  noch  so  kleine  innere  Reform,  z.  B.  zur 
Hebung  der  finanziellen  Lage,  vorzunehmen,  wenn  man  dabei  zu 


^)  Ähnlicher  Ansicht  Bornhak,  Heilborn. 
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ihrer  DurchftihruDg  beabsichtigte,  die  großen,  im  Lande  erworbenen 
Vermögen  der  Fremden  heranzuziehen.  Daß  die  Aufhebung  eines 
Status,  bei  dem  der  Inländer  meist  rechtloser  war  als  der  Fremde, 
bei  Kriegsausbruch  ein  unabänderliches  Erfordernis  wurde,  bedarf 
keines  Beweises.  Neue  Einnahmequellen  mußten  geschaffen,  Handel 
und  Wandel  in  neue  Bahnen  gelenkt,  tief  in  das  innerste  Staats- 
wesen eingreifende  Maßregeln  mußten  ergriffen  werden,  wobei  es 
unmöglich  war,  nicht  gegen  Bestimmungen  zu  verstoßen,  die  die 
Kapitulationen  festgelegt  hatten.  Aus  all  diesen  Erwägungen 
heraus  mußte  sich  daher  die  Türkei  für  voll  berechtigt  halten,  die 
Aufhebung  der  Kapitulationen  ihrerseits  zu  proklamieren. 
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C.  Aufhebung  nach  dem  Krieg. 

Die  Möglichkeit  einer  Wiedereinführung. 

Der  am  25.  Juni  1802  geschlossene  Friedensvertrag  zwischen 
Frankreich  und  der  Türkei  besagt:  „Les  traites  ou  capitulations, 
qui  avant  la  guerre  röglaient  les  relations  de  tout  genre  existantes 
entre  les  deux  puissances  sont  renouvel^s  dans  toutes  leurs 
parties."  Wird  nach  dem  Ablaufe  von  mehr  als  einem  Jahrhundert 
die  Türkei  in  einem  späteren  Frieden  auf  die  Bestimmungen 
dieses  Vertrages  in  ähnlicher  Weise  zurückgreifen? 

Die  Unvollkommenheit  in  den  Staatseinrichtungen  und  ins- 
besondere in  der  Rechtspflege  schwinden  immer  mehr  im  Ottomani- 
schen Reiche.  Die  Voraussetzungen  für  die  Rechtfertigung  der 
Kapitulationen,  die  eine  stete  Intervention  der  Mächte  in  die 
inneren  Angelegenheiten  der  Türkei  erlaubten,  die  jede  Reform 
im  eigenen  Lande  von  vornherein  paralysierten,  sind  größtenteils 
hinfällig  geworden.  Diese  Momente  üben  ihre  Wirkung  auch  auf 
die  völkerrechtlichen  Verhältnisse  aus.  Dank  dem  Einfluß  der 
Jungttirken  ist  das  Osmanische  Reich,  welches  wieder  bewiesen  hat, 
welche  wichtige  Stellung  es  besonders  für  die  Zentralmächte  ein- 
zunehmen imstande  ist,  im  Begriff,  sich  zu  einem  modernen  Staats- 
wesen zu  entwickeln.  Eine  systematische  Ausschließung  und  Ab- 
sonderung, wie  sie  in  früheren  Zeiten  der  Fall  war,  beginnt  einer 
Verschmelzung  östlicher  und  westlicher  Kultur  Platz  zu  machen. 
Die  Religiosität  und  Frömmigkeit  bleibt  als  solche  weiter  das 
höchste  Staatsgesetz,  verdrängt  aber  neben  aller  bis  aufs  Äußerste 
geübten  Toleranz  jedes  fanatisierende  Gefühl.  Auch  heute  findet 
man  die  verschiedenen  Klassen  der  Armenier,  Griechen,  Juden, 
Türken  usw.  im  Orient  vertreten;  aber  schon  macht  sich  ein  ge- 
sellschaftlicher Anschluß  in  demselben  Maße  geltend,  wie  er  bei 
den  occidentalen  Völkern  in  nicht  viel  stärkerem  Grade  zu  finden 
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ist.  Frauenbewegungen,  Reformen  im  Militär-,  Finanz-,  Schul-  und 
Lehnswesen  sind  an  der  Tagesordnung.  Die  begonnene  Reform- 
arbeit eines  Mahmud  II.  wird  unter  jungtürkischer  Mitarbeit  auf 
das  eifrigste  gefördert.  Der  Glaube  an  die  Allgewalt  der  modernen 
Ideen  erfüllt  die  Seele  der  Reformatoren,  denen  die  Einschränkung 
durch  Gebilde,  wie  es  die  Kapitulationen  waren,  zu  einer  un- 
erträglichen Fessel  geworden  ist.  —  Wie  weit  die  durchgehende 
selbständige  Reorganisation  der  Türkei  gediehen  ist,  welche  Früchte 
sie  zu  tragen  begonnen  hat,  hat  die  Rolle  bewiesen,  die  das 
Osmanische  Reich  in  diesem  Kriege  spielt,  und  die  seine  Existenz- 
berechtigung wieder  klar  vor  Augen  geführt  hat.  Diese  Stellung, 
die  die  Türkei  nunmehr  behauptet,  gibt  hinreichend  Grund  zu 
der  Annahme,  daß  die  Kapitulationen  nicht  nur  für  die  Dauer 
des  Krieges  aufgehoben  worden  sind,  sondern  daß  sie  auch  nach 
Beendigung  des  Krieges  keine  Erneuerung  mehr  finden  werden. 
Besonders  die  Aufgabe  des  Deutschen  Reiches  wird  es  in  Zukunft 
sein,  seine  Bundesgenossen  auch  nach  einem  späteren  Frieden 
auf  dem  begonnenen  Wege  zu  unterstützen  und  zu  fördern,  sie 
weiter,  um  mit  Bülow^)  zu  reden,  „als  nützliches  und  wichtiges 
Glied  in  der  Kette  unserer  wirtschaftlichen  und  politischen  Be- 
ziehungen" zu  erhalten.  Dabei  kann  das  Deutsche  Reich  ver- 
sichert sein,  daß  die  Hilfe  seiner  Staatsbürger  als  „collaborateurs" 
und  nicht  als  „exploiteurs",  als  Mitarbeiter  und  nicht  als  Eroberer, 
wie  die  Worte  eines  leitenden  türkischen  Staatsmannes  lauten,  von 
der  Türkei  stets  auf  das  Freudigste  begrüßt  werden  wird. 


1)  Deutschland  unter  Kaiser  Wilhelm  IL,  Bd.  1,  S.  31. 
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